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         Vorwort
         

      

      Kaum ein Begriff wird in der öffentlichen Diskussion so missverständlich verwendet
         wie der Begriff der Inklusion. Im Unterschied zum angloamerikanischen Raum wie auch
         zum europäischen Ausland wird er hierzulande oftmals auf den Aspekt der Barrierefreiheit
         für beeinträchtigte Menschen im öffentlichen oder beruflichen Bereich verengt. Kaum
         ein Begriff hat ein so hohes Potential, um einen entscheidenden Punkt in der Gerechtigkeitsdebatte
         deutlich zu machen: Gerechtigkeit zielt auf gleiche soziale und politische Teilhabemöglichkeiten
         der Bürger/innen und erschöpft sich nicht in sozialen Versorgungsleistungen. Aus dieser
         Perspektive werden verschiedene Felder des öffentlichen Raums, der öffentlichen Institutionen
         und Infrastrukturen zu Orten der gerechtigkeitspolitischen Debatte. Wie inklusiv sind
         diese Orte? Was sind die Mechanismen ihrer Schließung? Und welche Möglichkeiten der
         Veränderung, der Öffnung gibt es?
      

      Mit dem vorliegenden Buch präsentiert der Stiftungsverbund der Heinrich-Böll-Stiftung
         – die Bundesstiftung mit den Landesstiftungen – Antworten und Anregungen auf die drängenden
         Fragen in Bezug auf die Teilhabegerechtigkeit in einer demokratischen Gesellschaft.
         Im Rahmen des zweijährigen Verbundprojekts »Hochinklusiv! – Zusammenhalt einer vielfältigen Gesellschaft« wurden in zahlreichen Veranstaltungen
         Fragen zur Inklusion diskutiert und in die Öffentlichkeit getragen. Ziel war die Konturierung
         des Begriffs und eine Überprüfung, inwieweit die Anwendung des Begriffs auf unterschiedliche
         gesellschaftspolitische Aspekte wie »inklusive Arbeit« oder »inklusive Stadt« taugt.
         Thematisiert wurden auch aktuelle Exklusionsphänomene sowie die Entwicklung politischer
         Strategien.
      

      Unser besonderer Dank gilt allen Kolleg/innen des Stiftungsverbundes, die das Thema
         auf sachkundige und engagierte Weise behandelt haben. Wir danken Mekonnen Mesghena
         und Ulrike Bürgel für die Koordination des Projekts, Carmen Herzog für ihre Unterstützung.
         Unser herzlicher Dank gilt allen Autor/innen für ihre Beiträge. Insbesondere danken
         wir aber Ole Meinefeld und David Jugel für die kompetente und engagierte Begleitung
         des Buchprojekts. Nicht zuletzt bedanken wir uns bei den Bürger/innen und Experten/innen,
         die sich aktiv an den Veranstaltungen, Diskussionen und Publikationen beteiligt und
         damit die Grundlage für eine intensive Auseinandersetzung mit den Chancen und Grenzen
         einer inklusiven Gesellschaft beigesteuert haben.
      

      Berlin, im Juni 2015

      Ralf Fücks

      Vorstand der Heinrich-Böll-Stiftung

      Stefan Schönfelder

      Weiterdenken – Heinrich-Böll-Stiftung Sachsen

      Peter Siller

      Leiter der Abteilung Inland der Heinrich-Böll-Stiftung

   
      
         Einleitung
         

         Peter Siller, Stefan Schönfelder, Ole Meinefeld und David Jugel

      

      Eine Gesellschaft nach Maßgabe der Teilhabegerechtigkeit für alle zu gestalten, Diversität
         und Pluralität als Fortschritt zu betrachten, kurz: Inklusion als Menschenrecht anzuerkennen
         erfordert eine umfassende Gerechtigkeitsdebatte und die Frage, wie Strukturen und
         Institutionen beschaffen sein müssen, um diesen Ansprüchen gerecht zu werden. Der
         vorliegende Band widmet sich dem Thema Inklusion so ausführlich, wie es der Begriff
         verlangt. Es werden Fragen aufgeworfen und Antworten gegeben zu Themen wie inklusiver
         Arbeit, inklusiver Stadt, Inklusion im Zusammenhang mit der Migrationsdebatte, Behinderung,
         inklusiver Schule, Gender und inklusiver politischer Bildung.
      

      Das Einführungskapitel widmet sich der begrifflichen Klärung und lotet die hinter
         dem Begriff Inklusion stehenden Möglichkeiten, Problemfragen und Notwendigkeiten aus.
         Im eröffnenden Beitrag arbeitet Peter Siller die hinter dem Begriff Inklusion stehenden sozialen Fragen heraus, deckt Widersprüche
         auf und macht deutlich, dass eine konturierte und politisch kontextualisierte Verwendung
         dieses Begriffes als Voraussetzung für zukünftige Kontroversen erst durch die Klärung
         jener Fragen und Widersprüche möglich wird. Darüber hinaus betont Siller, dass eine
         Strategie der Inklusion sowohl eine Strategie der Erneuerung und Stärkung öffentlicher
         Institutionen wie auch eine Strategie der gemeinsamen öffentlichen Räume verlangt,
         in denen Barrieren beseitigt werden und die Menschen auf Grundlage einer demokratischen
         Öffentlichkeit und der wechselseitigen Anerkennung ihre Potentiale und Fähigkeiten
         entfalten können. Wie allerdings eine Gesellschaft beschaffen ist, in der es keine
         festgefügten Bilder von psychischen Erkrankungen, von Altersrollen, von Klassenmilieus
         und von Geschlechtscharakteren mehr gibt, fragt Heinz Bude im zweiten Beitrag dieses Kapitels. Das Konzept der sozialen Inklusion erfordert
         hier Überlegungen zu der Frage, was eine zunehmend heterogene Gesellschaft eint. Dies
         führt Bude zu der These, dass die eigentliche Herausforderung für eine heterogene
         Gesellschaft in der Fähigkeit und Bereitschaft zur Empathie liegt, als Grundlage für
         Anteilnahme, Zuwendung und Engagement. In diesem Zusammenhang plädiert Bude für eine
         Rückbesinnung auf den Begriff der Solidarität. Im dritten Beitrag widmet sich Rainer Forst der Frage der Gerechtigkeit. Er argumentiert, dass sozialer Willkür und einer Gesellschaft
         der Privilegien ein neues sozialpolitisches Denken entgegengesetzt werden muss, im
         Sinne einer fundamentalen Gerechtigkeit, über die sich strukturelle Veränderungen
         wie Inklusion, Güterumverteilung und Partizipation begründen lassen. Ole Meinefeld spezifiziert im abschließenden Beitrag dieses Kapitels den Begriff öffentlicher Raum
         und deckt auf, dass sich dahinter eine Vielzahl von Räumen verbirgt, von der eine
         politische Analyse auszugehen hat. Meinefeld umreißt in sozialpolitischer Absicht
         strategische Maßnahmen, die auf unterschiedlichen Ebenen ansetzen, um entstehenden
         Phänomenen multipler Inklusion und Exklusion zu begegnen, und konkretisiert dabei,
         wie öffentliche Räume inklusive Wirkung entfalten können.
      

      Genügt jedoch eine dichotome Unterscheidung von »Drinnen« und »Draußen« aus, um bestehende
         Inklusions- und Exklusionsphänomene zu beschreiben, und welche Leerstellen müssen
         gefüllt werden, um die Voraussetzungen für eine inklusive Sozialpolitik schaffen zu
         können? Janina Zeh gibt im ersten Text von Kapitel II einen konzentrierten Überblick über die akademische
         Genese des Exklusionsbegriffs und arbeitet unterschiedliche Probleme dieses Begriffes
         heraus. Diese liegen zum einen in der mangelnden begrifflichen Präzision der Verwendungen,
         vor allem in der unzulänglichen Dichotomie eines »Drinnen« und »Draußen« der Gesellschaft,
         und zum anderen in der Bedeutungszuweisung des Begriffes mittels einer normativen
         Vorstellung dessen, was in einer Gesellschaft als zugehörig gilt. Daraus entwickelt
         Zeh eine vorläufige Definition des Exklusionsbegriffs. Im zweiten Beitrag zeigt Markus Schroer, dass Phänomene der Inklusion genauso differenziert zu betrachten sind wie Phänomene
         der Exklusion. Inklusions- und Exklusionsphänomene unterliegen dabei gesellschaftlichen
         Transformationen, wie der digitalen Revolution. Im Anschluss daran stellen sich Fragen
         an derzeit gebräuchliche Bestimmungen von Inklusion und die Wirkmacht von Inklusionsleistungen
         klassischer Institutionen, etwa im Vergleich zu sozialen Netzwerken. Ausgehend davon,
         dass Inklusion ein alle Menschen betreffendes Konzept ist und daher einer Verengung
         dieses Begriffs auf Menschen mit Beeinträchtigungen entgegengewirkt werden sollte,
         fragt Frank Nullmeier im abschließenden Beitrag dieses Kapitels, wie inklusive Sozialpolitik aussehen sollte.
         Nullmeier arbeitet heraus, wie inklusive Sozialpolitik aus den Begriffen Teilhabe
         und Teilhabegerechtigkeit hervorgeht und schlägt eine Ergänzung der aktivierenden
         und nachsorgenden Sozialpolitik als bewährte Säulen der Sozialpolitik durch eine inklusive
         Sozialpolitik vor.
      

      Der Grundgedanke sozialer Marktwirtschaft ist die Sicherung des sozialen Zusammenhalts
         durch Arbeit, sozialstaatliche Leistungen und sozialen Ausgleich. Geht die Schere
         zwischen Arm und Reich aufgrund prekärer Arbeit auseinander, sind Menschen dauerhaft
         arbeitslos oder gar von sozialstaatlichen Leistungen ausgeschlossen, bei einer gleichzeitig
         bestehenden immensen Einkommensungleichheit und übermäßiger Eigentumskonzentration,
         dann ist der soziale Zusammenhalt in einer Gesellschaft gefährdet. Antworten auf die
         Frage, wie dieser Entwicklung entgegengesteuert werden kann, liefert Kapitel III.
         Im ersten Beitrag stellt Ernst-Ulrich Huster fest, dass sich trotz der Festschreibung sozialer Inklusion im EU-Programm »Europa
         2020« in absehbarer Zeit kein gemeinsames europäisches Sozialmodell abzeichnet. Vielmehr
         agieren nationale Politiken bis auf Weiteres aus ihrer jeweiligen Tradition heraus,
         um Lösungsansätze für soziale Konfliktlagen zu entwickeln. In Deutschland so Huster,
         hat Sozialstaatlichkeit immer auch eine disziplinierende Funktion, die Inklusionsgrenzen
         und in der Folge auch Armut verfestigt. Hier ist der Blick auf andere Staaten Europas
         hilfreich, um in Bezug auf sozialstaatliche Leistungen und deren inkludierende Wirkung
         voneinander zu lernen. Bedingt durch den demografischen Wandel, die rasante Veränderung
         der Weltwirtschaft hin zu einer wissensbasierten Dienstleistungsökonomie und den Hartz-Reformen
         erfährt der Arbeitsmarkt in Deutschland jedoch einen Gestaltwandel, der Segmentierungs-
         und Exklusionstendenzen verstärkt. Helmut Wiesenthal plädiert im zweiten Beitrag dieses Kapitels für einen entschlossenen Kurswechsel
         in der Arbeits-, Sozial- und Bildungspolitik. Der Beitrag präzisiert Maßnahmen, die
         die Inklusion aller Bürgerinnen und Bürger in die Arbeitsgesellschaft zum Ziel haben,
         um jedem Einzelnen gesellschaftliche Teilhabe, ein existenzsicherndes Einkommen und
         Chancen zur persönlichen Entwicklung zu ermöglichen. Durch eine weitgehend gleiche
         Verteilung von privatem und gesellschaftlichem Eigentum wiederum zeichnen sich Wirtschaftsdemokratien
         aus. Tilo Wesche stellt im dritten Beitrag dieses Kapitels den negativen Auswirkungen einer zu hohen
         Eigentumskonzentration auf Einzelne das Konzept einer Wirtschaftsdemokratie entgegen.
         In Wirtschaftsdemokratien wirkt Eigentumsteilhabe als ökonomische Basis politischer
         Inklusion und sichert so jedem Einzelnen politische Partizipationsrechte und gleiche
         Einwirkungen auf den sozioökonomischen Gestaltungsprozess zu. Im abschließenden Beitrag
         des Kapitels beschreibt Axel Honneth die Bedeutung des Arbeitsmarktes für die Inklusion von Bürgerinnen und Bürgern in
         modernen Gesellschaften. Die Arbeitswelt wird hier in Hinblick auf die Realisierung
         sozialer Freiheit betrachtet. Die maßgebliche Frage zur Realisierung dieser Freiheit
         ist dabei die Einbettung des Arbeitsmarktes in institutionelle Gefüge, die über soziale
         Rechte Inklusion in diesem Bereich herzustellen vermögen.
      

      Nicht zuletzt bedingt durch Phänomene wie Arbeitslosigkeit, Armut und Gentrifizierung
         ist unsere Gesellschaft zunehmend mit Sozialräumen konfrontiert, die Ausgrenzungen
         erzeugen und zementieren. Kapitel IV liefert eine Beschreibung der Ursachen und Auswirkungen
         räumlicher Segregation und diskutiert Lösungsansätze für die exklusive Wirkung der
         Gentrifizierung. Im ersten Beitrag des Kapitels beschreiben Hartmut Häußermann und Martin Kronauer die Auswirkungen einer zunehmenden sozialräumlichen Segregation in deutschen Städten,
         bedingt durch tiefgreifende Veränderungen sozialstaatlicher Sicherungssysteme und
         Arbeitsmarktstrukturen. Während das Quartier als Lebens- und Sozialraum soziale und
         materielle Ressourcen bereitstellen kann, die die soziale Teilhabe gewährleisten,
         kann es den Zugang zu diesen Ressourcen aber auch erschweren oder gar verhindern und
         so zu einer multidimensionalen Ausgrenzung führen. Es mag unter diesen Voraussetzungen
         zunächst mal einleuchten, dass Vielfalt als eine soziale Tatsache gelten muss und
         Kennzeichen einer modernen Gesellschaft ist, wie Martina Löw herausarbeitet. Löw plädiert vor dem Hintergrund einer schwindenden Mittelschicht
         als Integrationskern der Gesellschaft für die Berücksichtigung von Relationen zwischen
         inkonsistenten sozialen Gruppen und dem daraus entstehenden Geflecht aus oftmals widersprüchlichen
         Identitäten, Loyalitäten, Präferenzen und Überlagerungen, die bei der Gestaltung öffentlicher
         Räume und der Handlung im öffentlichen Interesse Berücksichtigung finden sollten –
         denn nur so kann Politik der Pluralität unserer Gesellschaft gerecht werden. Diese
         Pluralität wird im Besonderen in den Städten erfahren. Der abschließenden Beitrag
         des Kapitels von Felicitas Hillmann beschreibt durchaus in diesem Sinne das Verhältnis von Stadtentwicklung und Migration
         als Entwicklung von der »urbanen Marginalität« zur »marginalen Urbanität«: Migration
         ist unter den Bedingungen demografischer Veränderung in der Stadtentwicklung kein
         Randphänomen mehr, das alleine in sozialen Brennpunkten oder in den Kontroversen um
         Moscheebauten zu lokalisieren wäre. Vielmehr ist der Umgang mit Migrantinnen und Migranten
         und deren aktive Partizipation zu einem zentralen Faktor der politischen Steuerung
         von Städten geworden – und somit auch zu einem Indikator von moderner Urbanität überhaupt.
         So rücken etwa migrantische Ökonomien aus der Peripherie in das Zentrum der Aufmerksamkeit
         von Stadtentwicklung. Es erfordert, Hillmann zufolge, eine breiter angelegte Debatte
         über Partizipation und »urban citizenship«, wenn partizipative Institutionen einen
         inklusiven Effekt beanspruchen sollen.
      

      Demokratie wird lebendig durch Menschen, und zwar indem diese sich an demokratischen
         Verfahren beteiligen. Werden partizipative Möglichkeiten von Bürgerinnen und Bürgern
         nicht mehr wahrgenommen, führt dies zu Ausschlüssen von sozialer und politischer Teilhabe.
         Demokratie muss dem also mit einem Angebot von Inklusion entgegenwirken. Einführend
         in Kapitel V stellt Robert Vehrkamp die Zahlen der Wahlbeteiligung aus dem Jahr 1972 den dramatisch gesunkenen Zahlen
         der Wahlbeteiligung aus dem Jahr 2013 gegenüber und zeigt in einer detaillierten Analyse
         Ursachen und Gründe dieser Entwicklung. Deutschland, so der Autor, befindet sich in
         einem Teufelskreis aus sinkender Wahlbeteiligung und folglich einer abnehmenden Legitimation
         demokratischer Institutionen. Insbesondere das Einhergehen von sozioökonomisch schwachem
         Status und häufiger Nicht-Beteiligung an Wahlen deutet auf Defizite in der Inklusivität
         des politischen Systems hin. Dem kann weniger mit der Einführung einer gesetzlichen
         Wahlpflicht als vielmehr mit einer gesamtgesellschaftlichen Anstrengung hin zu gesellschaftlichem
         Zusammenhalt, Inklusion und sozialer Gerechtigkeit begegnet werden. Vehrkamp schließt
         seinen Text mit konkreten Fragen, die eine Antwort einfordern, um unsere Demokratie
         vor ernsthaftem Schaden zu bewahren. Eine praktische Antwort auf die Frage, wie der
         politischen Abstinenz bildungsferner und einkommensschwacher Menschen und den daraus
         wachsenden Macht- und Einflussasymmetrien begegnet werden kann, liefert Birgit Böhm im zweiten Beitrag dieses Kapitels. Ein Weg zu mehr Teilhabe und Inklusion bietet
         das von Peter C. Diesel Anfang der 1970er Jahre entwickelte Verfahren der Planungszelle
         bzw. des Bürgergutachtens, in dem Bürgerinnen und Bürger in einem deliberativ-konsultativen
         Verfahren in die politische Willensbildung einbezogen werden. Die Autorin arbeitet
         neben den Chancen auch die Grenzen des Verfahrens für die demokratische Inklusion
         heraus. Zur Realisierung von demokratischer Inklusion sind verschiedene Verfahren
         zu erproben: Ein »House of Lots« (Haus der Ausgelosten), bestehend aus 200 ausgelosten
         EU-Bürgerinnen und -Bürger als zweite Kammer des Europäischen Parlaments mit Sitz
         in Straßburg – das ist der Vorschlag von Hubertus Buchstein im abschließenden Text dieses Kapitels, um den bestehenden Problemen der repräsentativen
         Demokratie und direktdemokratischer Verfahren, die Buchstein ausführlich darstellt,
         zu begegnen. Der Vorschlag steht damit quer zu den ausgetretenen Pfaden einer Debatte
         in den Alternativen von repräsentativer und direkter Demokratie. Demokratische Inklusion
         kommt hier im aleatorischen Verfahren zum Zug.
      

      Integration in Form einer Assimilation wird dem Anspruch einer vielfältigen modernen
         Gesellschaft nicht gerecht. In Kapitel VI denken die Autoren darüber nach, welche
         Maßnahmen eine adäquate Repräsentation und Partizipation von MigrantInnen auf dem
         Weg zu einer inklusiven Gesellschaft darstellen können. Wenn Mark Terkessidis von einer »Krise der Repräsentation« spricht, verweist er damit auf eine Diskrepanz
         zwischen bestehenden Strukturen und einer zunehmend vielfältigen Zusammensetzung der
         Bevölkerung in unseren Städten, die eine Veränderung im Personalbestand und der Organisationskultur
         in Sachen Planung, Bildung, Gesundheit und Kultur notwendig macht. Der Autor benennt
         aktive Strategien mit dem Ziel der Barrierefreiheit und verdeutlicht, warum das Konzept
         »Integration« der Vielfalt und ihren Herausforderungen an unser Zusammenleben nicht
         gerecht wird. Der Text schließt mit einem Plädoyer für ein neues Ethos der Kollaboration
         als dem zentralen Wert unseres Zusammenlebens. Eine solche Kultur verlangt allerdings
         auch rechtlich nach Möglichkeiten der Inklusion. Ca. 9 Prozent der Bevölkerung in
         Deutschland haben den Status eines »non-citiziens« – das sind Ausländer/innen mit
         festem Wohnsitz ohne Staatsbürgerschaft und deshalb von der Teilnahme an politischen
         Prozessen wie z.B. dem Wahlrecht ausgeschlossen. Robin Celikates skizziert im zweiten Beitrag dieses Kapitels die daraus entstehenden Probleme und
         stellt als Lösungsansätze die Strategie der Disaggregation (Verleihung des Wahlrechts)
         und die Strategie der Einbürgerung vor. Auch wenn der Einbürgerungsstrategie Probleme
         innewohnen, die sich auf die Bedingungen der Einbürgerung beziehen, spricht sich der
         Autor für diese Strategie aus, da diese keine Abstufung von Rechten der Bürgerinnen
         und Bürger beinhaltet, sondern dem grundlegenden Anspruch gerecht wird, Menschen,
         die dauerhaft in einem Land leben und den dort geltenden Gesetzen unterworfen sind,
         auch vollumfänglich die damit korrespondierenden Rechte einzuräumen. Dieser Perspektive
         entspricht auf der anderen Seite ein Blick auf die Bürgerinnen und Bürger mit Migrationshintergrund:
         Im abschließenden Beitrag dieses Kapitels befasst sich Chantal Munsch mit dem bürgerschaftlichen Engagement von Migrantinnen und Migranten und stellt in
         einem internationalen Vergleich dar, welchen Einfluss die jeweiligen gesellschaftlichen
         Strukturen auf die Möglichkeiten des sozialen und politischen Engagements von Migrantinnen
         und Migranten haben. Die in Deutschland sehr eng geführte Diskussion entlang der Kontroverse
         um »Assimilation vs. Segregation« reduziert die Möglichkeiten des bürgerschaftlichen
         Engagements von Migrantinnen und Migranten bzw. wird dem tatsächlichen Engagement
         nicht gerecht. Munsch zeigt an den Beispielen der Rap-Musik und der Kopftuchdebatte
         Formen des Engagements jenseits tradierter Formen und rät zu einer Erweiterung des
         Begriffs von Engagement, der die vielfältigen Formen berücksichtigt.
      

      Mit der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und dem damit
         verbundenen Paradigmenwechsel hin zu einem sozialen Modell von Behinderung wurde zusätzlich
         der Begriff Integration zugunsten eines allgemeinen Inklusionsverständnisses aufgegeben.
         Diese Entwicklung wirft neue Fragen auf, die es auch auf empirischer Ebene zu untersuchen
         gilt. Im ersten Beitrag von Kapitel VII formulieren Petra Flieger und Volker Schönwiese diese Fragen und sprechen sich für eine Transdisziplinarität im Sinne der Einbeziehung
         von Menschen mit Behinderungen in die Forschung aus. Welche immanenten Probleme das
         Integrationskonzept in sich bringt, stellt Andreas Hinz im zweiten Beitrag dieses Kapitels dar. In einem Vergleich arbeitet er die qualitativen
         Unterschiede einer Praxis der Integration und einer Praxis der Inklusion heraus und
         schließt mit einer Darstellung des Index für Inklusion, einem Instrument zur Unterstützung
         des Prozesses inklusiver Schulentwicklung. Sylvia Löhrmann legt in ihrem Beitrag die Bildungspolitik darauf fest, einen Rahmen zu schaffen,
         in dem den Einzelnen unter Beseitigung der gesellschaftlichen Nachteile ein Höchstmaß
         an Entfaltungsmöglichkeit eröffnet werden kann. Der in NRW im 9. Schulrechtsänderungsgesetz
         verabschiedete Schulkonsens stellt eine solche Maßnahme dar, um Inklusion im Lebensraum
         Schule möglich und erfahrbar zu machen. Derartige Maßnahmen können als eine wichtige
         Voraussetzung auf dem Weg zu einer inklusiven Gesellschaft gelten, wenn Heranwachsende
         ihre Erfahrungen mit Inklusion in ihrer Haltung und ihrem Verhalten zukünftig weitertragen.
         Abschließend stellt Georg Feuser die provokante Frage »Was zum Teufel ist Integration, was Inklusion?« und konstatiert
         den Kontrollverlust der Pädagogik über die Begriffe Inklusion und Integration als
         fachwissenschaftliches Versagen. Die Inklusion als Idee ist ein notwendiger Prozess
         der Transformation, deren Grundlage allerdings die vor vierzig Jahren begonnene Integrationsbewegung
         ist. Daher opponiert Feuser gegen die von Andreas Hinz vorgeschlagene Gegenüberstellung
         von Integration und Inklusion, weil dies zu einer reduktionistischen Verengung und
         Verschleierung der Probleme führe. Entscheidend ist für Feuser dagegen eine veränderte
         Sicht auf das Verhältnis von Welt-, Menschen und Behinderungsbild, um der politischen
         Struktur unseres Schul- und Bildungssystems mit einer kritischen Analyse zu begegnen.
      

      Kapitel VIII beschreibt praktische Umsetzungsmöglichkeiten bezogen auf Inklusion in
         Schule und Gesellschaft. Wie kann Inklusion in der Schule gelingen? Matthias von Saldern weist in seinem Text darauf hin, dass Inklusion in Bildungseinrichtungen an vielen
         Stellen schon unbemerkt stattfindet, aber oftmals noch nicht richtig gedacht bzw.
         organisatorisch umgesetzt wird. Er nennt Bedingungen, die erfüllt sein müssen, damit
         die Wandlung hin zur Inklusion nicht nur in einer Ersetzung von Vokabeln verharrt.
         Andreas Hinz stellt in seinem Beitrag den Index für Inklusion im Einzelnen vor. Der Index unterstützt
         ein systematisches Vorgehen im Prozess der Schulentwicklung entlang der Dimensionen
         inklusive Kulturen, inklusive Strukturen und Praktiken. Anhand einiger Beispiele und
         Erfahrungsberichte zeigt Hinz die Herausforderungen und Möglichkeiten einer inklusiven
         Schule auf. Vor dem Hintergrund der 2006 verabschiedeten UN-Behindertenrechtskonvention
         und dem darin verankerten Rechtsanspruch auf Inklusion verlangt die in Deutschland
         vorliegende Integrationsquote von gerade einmal 25 Prozent Antworten von Politik,
         Gesellschaft und Bildungsinstitutionen. In einem weiteren Beispiel dokumentiert Irene Gebhardt die Entwicklung der österreichischen Gemeinde Wiener Neudorf, in der seit 2006 mithilfe
         des Index für Inklusion gearbeitet wird. Sie schildert, wie sich eine ganze Gemeinde
         für die Teilhabe aller an allem entscheidet und wie Menschen überwiegend ehrenamtlich
         Verantwortung füreinander übernehmen. Gebhardt sieht darin einen zu beobachtenden
         Demokratisierungsschub, den die Gemeinde erfährt, aber auch die Probleme, die im Laufe
         der Entwicklung auftauchen. Sie kommt zu dem Schluss, dass Inklusion selbst als ein
         nie abgeschlossener Prozess begriffen werden kann, der mit Gelassenheit und Beständigkeit
         begleitet werden sollte.
      

      Die positive Haltung gegenüber Diversität im Zusammenhang mit der Achtung und dem
         Respekt gegenüber unterschiedlichen historischen und kulturellen Hintergründen ist
         ein weiteres Kennzeichen einer inklusiven Gesellschaft. Wie kann also Vielfalt in
         öffentlichen Institutionen gehandhabt werden, um Strukturen zu schaffen, in denen
         sich Einzelne uneingeschränkt entwickeln und entfalten können, fragt Alexander von Dippel im ersten Beitrag von Kapitel IX. Er spricht sich für die Übernahme des aus der Privatwirtschaft
         bekannten Konzepts des Diversity Managements aus, dies allerdings mit einer Erweiterung
         durch das Konzept der Intersektionalität. Der Autor arbeitet heraus, wie durch die
         Kombination beider Konzepte der Zusammenhang einzelner Diskriminierungsgründe und
         deren gegenseitige Wirkung beschrieben werden und so eine problematische Eindimensionalität
         vermieden werden soll, die eine Hierarchisierung statischer Diversity-Kategorien zur
         Folge hätte. Anhand der Beschneidungsdebatte deckt Gökçe Yurdakul im zweiten Beitrag dieses Kapitels Divergenzen und Gemeinsamkeiten von Türkinnen
         und Türken sowie Jüdinnen und Juden auf und verweist auf die Notwendigkeit, neben
         den Beziehungen zwischen Minderheiten und Migrantinnen und Migranten auch die kulturellen
         Repertoires sowie divergierende Faktoren hinsichtlich historischer, sozialer und kultureller
         Aspekte in den Blick zu nehmen. Nur mit dem Willen einer differenzierten Betrachtungsweise
         kann der derzeitige Diskurs über Migrantinnen und Migranten verstanden und die Debatte
         über Inklusion adäquat geführt werden. Der abschließende Beitrag des Kapitels diskutiert
         das Verhältnis von Menschenrechten und politischer Inklusion. Christian Volk zeigt, welchen Stellenwert die konkrete Gestalt rechtlicher Ordnungen für die Verwirklichung
         von Demokratie und Menschenrechten hat. Am Beispiel von »Menschen ohne Papiere« beschreibt
         Volk einen besonders drastischen Fall von sozialer und politischer Exklusion, in dem
         Menschen nicht oder nur unzureichend in eine Rechtsordnung eingeschlossen sind. Dabei
         erweist sich der Rahmen nationalstaatlicher Zugehörigkeiten als zu eng, um den Anspruch
         von Inklusion, d.h. die Sicherung und Gewährung eines Platzes für jeden Menschen,
         einzulösen. Daraus folgt, dass der Gedanke politischer Inklusion die Idee der Demokratie
         über ihre nationalstaatliche Realisierung hinaustreiben muss.
      

      Vor dem Hintergrund einer intersektionalen Perspektive präzisiert Petra Ahrens im eröffnenden Beitrag von Kapitel X Maßnahmen, die zum Ziel geschlechtergerechter
         öffentlicher Institutionen beitragen sollen. Neben der Quote als Instrument der Umverteilung
         sowie der gleichen Bezahlung für gleichwertige Arbeit als Anerkennung fordert sie
         die konsequente Umsetzung einer Strategie des Gender Mainstreaming, um insbesondere
         der prekären Arbeitsmarktpartizipation von Frauen und den daraus folgenden Inklusionsproblemen
         zu begegnen. Heike Raab diskutiert im zweiten Beitrag eine mögliche Neuausrichtung der normativen Grundannahmen
         von Inklusion, und zwar auf Grundlage einer intersektionalen Perspektive. Unter Einbeziehung
         des Verhältnisses von Gender Studies und Disability Studies konstatiert die Autorin
         am Beispiel der Bildungsforschung, dass der Zusammenhang von Behinderung und Geschlecht
         ein mehrdimensionales Verständnis von Inklusion erfordert. Im abschließenden Beitrag
         dieses Kapitels stellt Barbara Willecke das Instrument des Gender Plannings vor und plädiert für ein Beteiligungsverfahren,
         in das alle Gruppen von potenziellen Nutzerinnen und Nutzern gleichberechtigt involviert
         sein können. So, die Autorin, entstehen Orte der Begegnung, die die Lebensqualität
         der Nutzerinnen und Nutzer steigern und einen Lernort für Inklusion darstellen.
      

      Kapitel XI widmet sich der Frage, was politische Bildung unternehmen muss, um möglichst
         allen Menschen mittels vielfältiger Angebote die Möglichkeit zu eröffnen, engagiert
         an Politik und Gesellschaft zu partizipieren. Politische Bildungsangebote werden eher
         von einer intellektuell geprägten, bürgerlichen Mittelschicht in Anspruch genommen
         als von den politisch und sozial benachteiligten Gruppen, für die sie eigentlich konzipiert
         sind. Diese Tatsache, so Helmut Bremer und Mark Kleemann-Göhring im ersten Beitrag dieses Kapitels, sind hausgemacht und zeigen, dass sich die politische
         Erwachsenenbildung zu wenig mit dem sozialen Zugang zu politischer Bildung beschäftigt.
         Entlang der Konzepte des »politischen Feldes« und der »symbolischen Herrschaft« von
         Pierre Bourdieus diskutieren die Autoren die Dialektik von Selbstausschluss und Fremdausschluss
         und schlagen am Ende ihres Textes drei Reflexionsflächen vor, die zu einem Verständnis
         dieses Problems beitragen und Grundlage für eine Neugestaltung der politischen Bildung
         darstellen. Antworten auf diese Probleme möchte das von der Heinrich-Böll-Stiftung
         Sachsen in Kooperation mit der TU Dresden gegründete Zentrum für inklusive politische
         Bildung (ZipB) liefern. Anja Besand und Tina Hölzel beschreiben in ihrem Beitrag die Aufgaben und Ziele, die sich das ZipB in den kommenden
         Jahren stellt. Insbesondere ein empirisches Forschungsprogramm lässt neue Erkenntnisse
         zu inklusiver politischer Bildung erwarten. Ferner soll im Rahmen von Workshops und
         Konferenzen ein interdisziplinärer Austausch im Sinne eines Netzwerks relevanter Akteure
         installiert werden. Auf Grundlage der Evaluation und Projekterfahrungen sollen Weiterbildungsformate
         entwickelt werden, um die erarbeiteten Erkenntnisse in die Breite zu tragen. Im abschließenden
         Beitrag dieses Kapitels stellt David Jugel die Frage, wie politische Bildung ihrem Anspruch, alle Menschen zu erreichen, gerecht
         werden kann. Ausgehend von der Diskussion des Inklusionskonzepts und der Frage nach
         einer inklusiven Didaktik politischer Bildung formuliert er Hypothesen, die die nächsten
         Schritte auf dem Weg zum Ziel einer inklusiven politischen Bildung beschreiben. Ausgangspunkt
         dafür, so Jugel, ist ein verstärktes Verantwortungsbewusstsein der politischen Bildung
         gegenüber ihrer maßgeblichen Rolle in Bezug auf den gesamtgesellschaftlichen Prozess
         der Inklusion.
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            Was heißt Inklusion?
            

            Zur Orientierungskraft eines aufstrebenden Begriffs

            Peter Siller

         

         Der Begriff der Inklusion hat in den letzten Jahren einen rasanten Aufstieg erfahren
            – als gesellschafts- und sozialpolitischer Orientierungsbegriff weit über das enge
            Feld der Politik für Menschen mit Behinderungen hinaus. Verfolgt man die Spuren, die
            in der Konjunktur des Begriffs münden, so stößt man auf zahlreiche verdeckte Fragen
            und Kontroversen, die sich um die Zukunft des Sozialen ranken. Für politische Orientierungsfragen
            interessant ist deshalb zunächst einmal nicht der Begriff der Inklusion selbst, sondern
            es sind die dahinter liegenden Anliegen der Perspektivenverschiebung und ihre Bewertung.
            Gerade wenn man dem Begriff Orientierungskraft verleihen will, lohnt es sich, hinter
            seine Fassade zu schauen.
         

         
            Von der Exklusion zur Inklusion: Die neue soziale Frage als Frage von »drinnen« und
               »draußen«
            

         

         Als eine erste entscheidende Triebfeder der aktuellen Inklusionsdebatte ist der politische
            Aufstieg des Begriffs der »sozialen Exklusion« zu nennen, der zwar in der Soziologie
            schon auf eine lange Geschichte zurückblicken kann, jedoch im politischen Raum der
            Bundesrepublik erst vor rund zehn Jahren angekommen ist. Die Beschreibung unserer
            Gesellschaft erfolgte durch die Brille der Exklusion nicht mehr nach dem bloßen Kriterium
            der materiellen Unterschiede, sondern nach dem Maßstab des gesellschaftlichen Ausschlusses
            von zentralen Orten, Netzen und Systemen. Dabei wurde festgestellt, dass der eigentliche
            Gerechtigkeitsskandal unserer Gesellschaft in einem weitreichenden Ausschluss bestimmter
            gesellschaftlicher Gruppen von entscheidenden öffentlichen Gütern bestehe: Bildung,
            Arbeit, Gesundheit, öffentliche Räume etc. Materielle Armut wurde so von dem zu einem Element der Exklusionsbeschreibung. Als positive Gegenbegriffe zur Exklusionsdiagnose
            etablierten sich Begriffe wie »Teilhabe«, »Zugang« oder »Durchlässigkeit« fest im
            politischen Begriffsarsenal. All diese Begriffe haben ihre Stoßrichtung darin, die
            sozialen Blockaden für bestimmte Gruppen zu beseitigen und so die Abschottung privilegierter
            Systeme und Milieus zu durchbrechen.
         

         Hinter diesem neuen Ansatz der sozialen Problembeschreibung steckten sehr unterschiedliche
            politische Motive, und entsprechend wurde er auch von unterschiedlichen Protagonisten
            aufgenommen: Einige Akteure hatten im Hinterkopf, sie könnten über diesen Weg – vor
            dem Hintergrund einer allgemeinen Welle der »Modernisierung« von Staatlichkeit und
            des Abbaus der rapide angestiegenen Staatsschulden – die Frage der materiellen Verteilung
            abschwächen oder gar beiseitelegen; andere nutzten die Exklusionsbeschreibung, um
            der »Unterschicht« kulturalistisch das Bild einer intakten bürgerlichen Mitte entgegenzusetzen,
            die der angeblich »wohlstandsverwahrlosten« Unterschicht ein paternalistisches Aktivierungsprogramm
            entgegensetzen müsse.
         

         Beide Motive verstärkten die Vorbehalte auf Seiten der Traditionslinken gegenüber
            der Exklusionsperspektive, die ihrerseits die gerechtigkeitspolitische Notwendigkeit
            eines Perspektivwechsels unterschätzte. Denn in der Tat ist die Diagnose der sozialen
            Exklusion für eine Gerechtigkeitspolitik unabdingbar, die das soziale Auseinanderfallen
            unserer Gesellschaft ernsthaft aufhalten und nicht nur beklagen will. Deshalb wurde
            die Anknüpfung an den Exklusionsbegriff auch von denjenigen vorangetrieben, die ein
            schärferes Bild davon zeichnen wollten, wie Menschen aufs Abstellgleis geschoben werden
            und wie eine Strategie der öffentlichen Institutionen und des öffentlichen Raums aussehen
            könnte, die für Einschluss sorgt, anstatt den Ausschluss zu befördern.
         

         Aus dieser Perspektive wurde die Exklusionsdebatte auch genutzt, um mehr Licht in
            die Frage zu bringen, was Verteilungsgerechtigkeit, sinnvoll verstanden, eigentlich
            heißt. Verteilungsgerechtigkeit, die auf Teilhabe aller zielt, nimmt in ihrer Bedeutung
            nicht ab, im Gegenteil. Sie bezieht sich aber auf einen anderen Zweck, indem sie prioritär
            zur Stärkung derjenigen Institutionen, Orte und Netze herangezogen wird, in denen
            sich der Zugang zu den öffentlichen Gütern entscheidet. Entsprechend wurde die Bedeutung
            von Verteilungsgerechtigkeit neu betont – nicht neben Teilhabegerechtigkeit, sondern
            aufgrund ihrer Bedeutung für Teilhabegerechtigkeit. Damit einhergehend wurde der Begriff des »institutionellen
            Transfers« geprägt – also die Umverteilung von privaten in die öffentlichen Institutionen – und
            dem Begriff der »Individualtransfers« zur Seite gestellt – also die klassischen Transfers
            aus dem einen Geldbeutel in den anderen. Beiden Transferarten wurde eine Berechtigung
            zugesprochen, aber der strategische Hebel einer neuen Gerechtigkeitspolitik wurde
            zu Recht in einer Priorisierung der Ausgaben zur Stärkung und Erneuerung der öffentlichen
            Institutionen gesehen.
         

         Um nicht in der bloßen Exklusionskritik stecken zu bleiben, kam zunehmend der Versuch
            hinzu, dieser Kritik positive Bilder entgegen zu stellen. Und so gewann der Inklusionsbegriff
            in diesem Debattenstrang zunehmend an Bedeutung. »Inklusive Stadt«, »Inklusive Schule«,
            »Inklusiver Arbeitsmarkt« sind nur drei Schlagworte, die sich in dieser Linie bewegen.
         

         Bei den Parteien fällt zumindest auf bundespolitischer Ebene allerdings nach wie vor
            auf, dass trotz Inklusionsrhetorik, trotz Beschwörung von öffentlichen Institutionen
            und öffentlichem Raum nach wie vor der Großteil der Umverteilung in Individualtransfers
            gedacht und beschrieben wird. Das Bild der Erneuerung öffentlicher Institutionen und
            öffentlicher Orte bleibt blass. Die Matrix von »drinnen« und »draußen« spielt in den
            konkreten Ansätzen bislang keine allzu große Rolle.
         

         
            Von der Bildungsgerechtigkeit zur Inklusion: Die Schuldebatte und die Frage nach dem
               gemeinsamen Ort
            

         

         Eine zweite Linie lässt sich von der vor fast zehn Jahren neu aufgenommenen Schulstruktur-Debatte
            zur Inklusion ziehen. In Reaktion auf die erste, allgemeine Bestürzung auslösende
            PISA-Studie zum internationalen Vergleich der Schulleistungsstudien wurde die Idee
            von der Schule als öffentlicher Ort des gemeinsamen Lernens neu ins Spiel gebracht,
            verbunden mit dem Hinweis, dass erfolgreiche Länder individuelle Förderung mit einer
            langen gemeinsamen Schulzeit verbinden. Der Umbau des gegliederten Schulwesens mit
            seiner frühen Selektion zu einer gemeinsamen Basisschule für alle Schülerinnen und
            Schüler sah man entsprechend als die richtige Konsequenz aus den Ergebnissen der internationalen
            Debatte über erfolgreiche Schulstrukturen.
         

         Insoweit wurde hier dem Zugang aller zu einem öffentlichen Gut eine weitere Forderung
            hinzugefügt: die nach dem gemeinsamen Ort. Der Zugang zu guter Bildung für alle –
            so das Argument – sei nur möglich, wenn wir eine neue Idee vom gemeinsamen Ort, einer
            gemeinsamen Schule entwickeln, in der sich die Schülerinnen und Schüler quer zu Schichtenlage
            und Herkunft zusammenfinden. Gegen die soziale Segregation der Kinder in unterschiedliche
            Schulsysteme stellte man das Bild einer Schule, die Gemeinsamkeit und individuelle
            Förderung neu verbindet – so wurden die Fehler der Gesamtschulen aus den 1970er Jahren
            nicht wiederholt.
         

         Die Idee von einer gemeinsamen Öffentlichkeit, von gemeinsamen Orten, kam im Rahmen
            der Inklusionsstrategie jedoch auch auf ganz anderen gesellschaftlichen Feldern nach
            vorne, z.B. in der Arbeitspolitik. Dort betonte man, dass es – etwa für Dauerarbeitslose
            oder Menschen mit Behinderungen – grundsätzlich keine »Sonderbereiche« geben dürfe,
            sondern dass grundsätzlich alle durch entsprechende Unterstützungsleistungen Zugang
            zu einem gemeinsamen, ersten Arbeitsmarkt haben müssten. Im Zuge der Gentrifizierungsdebatte
            rückte in der Stadtpolitik die Wiedererkämpfung des gemeinsamen öffentlichen Raums
            in den Vordergrund. In der Regel öffentlich finanzierte Kultureinrichtungen stellen
            sich ebenfalls zunehmend die Frage, wie sie ihre Angebote auch für Menschen aus sozial
            schwächeren Schichten öffnen können. Im Zuge der Debatte um die Bürgerversicherung
            wurde das Gesundheitssystem zunehmend als ein gemeinsamer Ort beschrieben, in den
            alle einzahlen und von dem alle profitieren sollen. Und auch im Zuge der Demokratiedebatte
            fragte man nach einer gemeinsamen Öffentlichkeit als Voraussetzung für eine inklusive
            Demokratie, in der sich nicht nur einige wenige beteiligen, die über Zeit und Ressourcen
            verfügen, sondern möglichst viele.
         

         Drei Dinge lassen sich mit Blick auf die Schuldebatte festhalten, die auch für andere
            Anstrengungen hin zu einem gemeinsamen öffentlichen Raum gelten:
         

         Erstens tut sich die gehobene, einkommensstarke und gut gebildete Mittelschicht oftmals schwer,
            die geforderte Durchlässigkeit mitzutragen. Man ist zwar gerne zur abstrakten Solidarität
            über Steuerzahlungen bereit, das heißt aber noch lange nicht, dass man den anderen
            Schichten und Milieus auch real begegnen will. Deshalb kommt es mit Blick auf öffentliche
            Räume und Netze besonders darauf an, gute Strukturen zu schaffen und so Vertrauen
            in die angestrebten Veränderungen herzustellen.
         

         Zweitens tun sich mitunter auch sozial abgehängte Milieus schwer, ihre Räume mit den eifrigen
            und kompetitiven Vertretern sozial besser gestellter Schichten zu teilen und so auch
            noch die Sicherheiten des eigenen, vertrauten Milieus zu verlieren. Die mit dem Inklusionsgedanken
            einhergehende soziale Mobilisierung erzeugt auch hier Ängste – und es kommt auch hier
            darauf an, durch nachvollziehbare und gangbare Schritte Vertrauen zu schaffen.
         

         Drittens bleibt die Frage, inwieweit eine Strategie der Inklusion, also der Zugänglichmachung
            zentraler öffentlicher Güter für alle, tatsächlich auf gemeinsame, auf inklusive Räume
            angewiesen ist. Die Gegenposition lautet, dass es gerade zur Förderung benachteiligter
            Gruppen besondere Bereiche der Stärkung geben müsse.
         

         
            Von der Integration zur Inklusion: Die Migrationsdebatte und die Frage von Rechten
               und Pflichten
            

         

         Eine weitere Linie führt von der Integrationsdebatte zum Inklusionsbegriff. In der
            Migrationspolitik stieß der Begriff der Integration auf zunehmendes Unbehagen. Hatte
            man den Begriff zunächst offensiv gebraucht, um in einem Kontext von Abschottung und
            Abschiebung einen Fuß in die Debatte zu bekommen, so merkte man dann spätestens in
            der Leitkulturdebatte, dass der Begriff der Integration im Sprachgebrauch stark mit
            Anpassungserwartungen verbunden wurde. Man störte sich (völlig zu Recht) daran, dass
            der Zutritt in den gemeinsamen gesellschaftlichen Raum letztlich als einseitiges Geschäft
            beschrieben wurde, in dem Menschen mit Migrationshintergrund eine wie auch immer zu
            beschreibende Assimilationsleistung zu erbringen haben, um Zutritt zu bekommen. So
            wurde in diesem Zusammenhang der Begriff der Inklusion als Alternative zu dem problematischen
            Integrationsbegriff herangezogen. Damit blieb jedoch offen, ob der Zugang stattdessen
            als einseitige Frage sozialer (Menschen-)Rechte oder auch als beiderseitiger Akt zu
            beschreiben ist. Die Frage nach den Bedingungen des Zugangs findet sich auch jenseits
            der Migrationspolitik, etwa in der Debatte um das Grundeinkommen. Und auch wenn der
            Inklusionsbegriff oftmals eher zur Betonung der Bedingungslosigkeit eingesetzt wird,
            so ist dies keineswegs zwingend.
         

         
            Von der Inklusion zur Inklusion: Politik für Menschen mit Behinderungen und die Erweiterung
               der Barrierenanalyse
            

         

         Nicht nur in seiner ursprünglichen politischen Verwendung, sondern bis heute steht
            der Begriff der Inklusion sehr stark für den Einschluss von Menschen mit Behinderungen.
            Als Etappen sind hier unter anderem zu nennen: der »The Americans with Disabilities
            Act« von 1975, die UNESCO-Weltkonferenz von Salamanca im Jahr 1994, die Verabschiedung
            der sogenannten »Behindertenrechtskonvention« (»Übereinkommen über die Rechte von
            Menschen mit Behinderungen«) durch die Vereinten Nationen 2006 und ihre Ratifizierung
            durch die Bundesrepublik 2009. In der Konvention dokumentiert sich ein neues Verständnis
            von Behinderung, denn sie geht davon aus, »dass Behinderung aus der Wechselwirkung
            zwischen Menschen mit Beeinträchtigungen und einstellungs- und umweltbedingten Barrieren
            entsteht, die sie an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der
            Gesellschaft hindern«. Behinderung wird hier nicht mehr als zuschreibbares Merkmal
            einer Person verstanden, sondern entsteht vielmehr durch Hindernisse oder Barrieren,
            die Personen die gesellschaftliche Teilhabe erschweren oder unmöglich machen. Die
            Verwendung von Inklusion in einem weiteren Sinn vollzieht davon ausgehend eine Ausdehnung
            des Begriffs der Barriere auf andere benachteiligte Gruppen und letztlich auf alle,
            die vor sozialen Hürden stehen.
         

         In diesem Zusammenhang fällt auf, dass sich die Akteurinnen und Akteure aus der Politik
            für Menschen mit Behinderungen selbst schwer tun, den Begriff in dieser Erweiterung
            einzusetzen. Hier ist momentan ein begriffsstrategisches Dilemma zu konstatieren:
            Einerseits wird nach einer Erweiterung auf Gruppen gesucht, die mit anderen Ausschlüssen
            konfrontiert sind, um über den Begriff der Inklusion zu einem breiteren Bündnis zu
            kommen. Anderseits wird befürchtet, dass man den Begriff durch die Erweiterung als
            eigenen, wiedererkennbaren Begriff verliert. Das Ergebnis in vielen Texten und Reden
            ist am Ende eine Begriffskonfusion, in der nicht mehr klar ist, ob es gerade um Menschen
            mit Behinderungen geht oder um alle Menschen, die vor strukturellen Barrieren stehen.
            Nur wenn hier mehr Klarheit besteht, lässt sich der Begriff als politischer Leitbegriff
            einer neuen Idee vom Sozialen fruchtbar machen und etablieren.
         

         
            Von der Vielfalt zur Inklusion: Der Diversity-Ansatz und die Frage nach Gruppen und
               Gründen
            

         

         Eine weitere Linie geht vom »Diversity«-Ansatz zur Inklusion. Aus dieser Perspektive
            stehen die individuellen Unterschiede der Menschen im Mittelpunkt der Betrachtung.
            Dem Diversity-Ansatz liegt die Auffassung zugrunde, dass Menschen unterschiedlich
            sind bzw. Unterschiede wahrnehmen und dementsprechend unterschiedlich behandelt werden
            sollten, ohne damit Hierarchien oder Ungleichheiten festzuschreiben. Nach Anita Rowe
            und Lee Gardenswartz lässt sich Diversity dabei in individuelle, soziale, organisationsbezogene,
            nationale und kulturelle Ebenen differenzieren. Als zentrale Dimensionen werden benannt:
            Persönlichkeit, Geschlecht, Ethnizität, Alter, sexuelle Orientierung, Befähigung/Behinderung,
            Bildung, Glaube, Familienstand, Elternschaft, Arbeitsfeld, Funktion, Abteilung, Dienstalter,
            Arbeitsort, politische Struktur, Wirtschaftssystem, Verteilung des Wohlstands, Individualität,
            soziale Hierarchie, Werte, politische Überzeugung, Lebensstil, Geschmack, Moden etc.
         

         Natürlich spielt die Dimension der Geschlechterverhältnisse in diesem Zusammenhang
            eine herausragende Rolle. Seit langer Zeit praktisch wie theoretisch intensiv bearbeitet,
            ist die Gender-Perspektive auch in all den anderen Zusammenhängen ein entscheidender
            Stichwortgeber für Fragen von Differenz und Gleichheit.
         

         Der Begriff der Diversity hat im letzten Jahrzehnt einen rasanten Aufstieg erfahren,
            da er neben seinen sozialen und demokratischen Anliegen zunehmend auch zum Bestandteil
            einer modernen, erfolgreichen Unternehmensethik deklariert wurde. »Diversity Management«
            oder »Managing Diversity« entwickelten sich zu Schlagwörtern einer Organisationsentwicklung
            in Unternehmen und Institutionen, der es darum geht, die Vielfalt und Verschiedenheit
            der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter produktiv zu nutzen.
         

         
            Alternative Bedeutungsmöglichkeiten
            

         

         Bei einer Betrachtung dieser unterschiedlichen Wege zur Verwendung von Inklusion wird
            deutlich, dass der Begriff nicht nur sehr unterschiedliche Möglichkeiten des Sprachgebrauchs
            enthält, sondern dass in seinem Gebrauch auch zahlreiche Unschärfen und Widersprüche
            enthalten sein können. Aus jedem dargestellten Strang zum Inklusionsbegriff lässt
            sich mindestens ein grundlegendes Anliegen destillieren, das politisch gar nicht geteilt
            oder auch nur beantwortet werden muss, um dennoch – aus anderen Gründen – den Begriff
            offensiv zu verwenden.
         

         Mit Blick auf die Exklusionsdebatte ist, erstens, unklar, ob die Matrix von »drinnen« und »draußen« als entscheidender Maßstab von
            Gerechtigkeit – und damit auch von Sozial- und Verteilungspolitik – geteilt wird.
         

         Mit Blick auf die Debatte um Schulstruktur und öffentlichen Raum ist, zweitens, unklar, ob der Anspruch der Inklusion tatsächlich auf die eine Strategie der schichtenübergreifenden
            gemeinsamen Orte zielt.
         

         Mit Blick auf die Migrationsdebatte ist, drittens, unklar, ob der Begriff der Inklusion als Idee des bedingungslosen Dazugehörens verstanden
            wird.
         

         Mit Blick auf die Inklusionsdebatte im engeren Sinn ist, viertens, unklar, ob Inklusion seinen Kern tatsächlich in der verallgemeinerten Beseitigung
            sozialer Barrieren für alle hat.
         

         Schließlich ist, fünftens, mit Blick auf den Diversity-Ansatz unklar, ob es letztlich um einen gleichheitsorientierten
            Barrieren-Check für alle geht oder um einen differenzorientierten, identitäts- oder
            potentialpolitischen Ansatz für bestimmte Gruppen.
         

         Auf der Grundlage dieser jetzt klareren Alternativen innerhalb des Bedeutungsfeldes
            kann zu jedem der fünf Punkte eine Weichenstellung getroffen werden, aus denen sich
            dann ein konturierter, kohärenter und politisch nutzbarer Begriff zusammensetzen lässt.
            Über diese fünf Klärungen besteht die Chance, den Inklusionsbegriff auf weite Sicht
            zu einem hilfreichen Orientierungsbegriff im politischen Raum zu entwickeln. Erst
            durch eine solche Positionsbestimmung kann eine Kontroverse in Gang kommen, die Voraussetzung
            für weitere Klärungen ist.
         

         
            Teilhabe für alle: Die Erneuerung und Stärkung öffentlicher Institutionen
            

         

         Ein adäquater Inklusionsbegriff muss in Reaktion auf die Mechanismen sozialer Exklusion
            deutlich machen, dass der Anspruch der Inklusion als Zugänglichmachung der entscheidenden
            öffentlichen Güter für alle nur über eine Strategie der Stärkung und der Erneuerung
            der öffentlichen Institutionen möglich ist, einschließlich der verteilungspolitischen
            Konsequenzen. Eine Strategie der Inklusion muss sich damit befassen, wie diese Güter
            (zugänglich) gemacht werden, wo sie entstehen und wie sie öffentlich werden.
         

         Bei öffentlichen Institutionen handelt es sich in vielen Fällen um öffentliche Orte,
            also um konkrete Räume, in denen Menschen zusammenkommen, um ein öffentliches Gut
            zu erlangen: Kitas, Schulen oder Hochschulen, Jobcenter oder Arbeitsagenturen, Krankenhäuser
            oder Pflegeeinrichtungen, Stadtteilzentren oder Beratungsstellen, öffentliche Verkehrsmittel
            oder öffentliche Plätze, Jugend- oder Kultureinrichtungen.
         

         Daneben zählt auch der Aufbau und Erhalt öffentlicher Netze zu einer Politik der öffentlichen
            Institutionen, seien es leistungsfähige Energienetze, Mobilitätsnetze oder Kommunikationsnetze.
            Schließlich haben auch soziale (Versicherungs-)Systeme wie die Vorschläge zu Arbeitsversicherung,
            Basissicherung oder Bürgerversicherung eine institutionelle Seite, auf der das Arrangement
            von Rechten und Pflichten geregelt ist. Mehr soziale Teilhabe wird es nur geben, wenn
            wir die Institutionen zu guten Institutionen machen, also zu Orten qualitativ hochwertiger
            Güter.
         

         Qualität, Zugang, Partizipation und Organisation – an diesen vier Punkten müssen wir
            ansetzen, um überzeugende Bilder inklusiver Institutionen zu zeichnen. Mehr soziale
            Teilhabe kann es nur geben, wenn wir die Institutionen zu zugänglichen Institutionen
            machen, also zu Orten, die für alle durchlässig sind. Mehr Teilhabe ist nur erreichbar,
            wenn wir die Institutionen zu partizipativen Institutionen machen, also zu demokratisch-inklusiven
            Orten, an denen Mitsprache und Mitbestimmung möglich ist. Und gute Institutionen wird
            es nur geben, wenn die Binnenstruktur der Institutionen diese auch möglich macht.
         

         
            Viele eine Orte: Die Wiederentdeckung des öffentlichen Raums
            

         

         Eine adäquate Inklusionsstrategie muss darüber hinaus deutlich machen, dass die Teilhabe
            aller nicht denkbar ist ohne eine zu präzisierende Strategie der gemeinsamen, schichtübergreifenden
            öffentlichen Räume. Auch wenn sich die gehobene Mittelschicht damit schwer tut.
         

         Hier ist ein differenziertes Bild zu zeichnen: Inklusion braucht ohne Zweifel Orte
            der besonderen Bestärkung und Befähigung. (So wie überhaupt oftmals Energie in geschützten
            Räumen aufgenommen wird, das gilt auch für künstlerische oder wissenschaftliche Zusammenhänge.)
            Aber: Ein Zusammenleben in Gerechtigkeit und wechselseitiger Anerkennung kann aus
            verschiedenen Gründen nicht alleine auf die abstrakte Solidarität der Transferzahlungen
            bauen. Erst wenn die sozialen Unterschiede im öffentlichen Raum auch sichtbar werden,
            besteht die Aussicht auf einen empathischen sozialen Ausgleich. Erst wenn die Menschen
            mit ihren unterschiedlichen Ausgangslagen öffentlich sichtbar werden, treten die Potentiale
            und Fähigkeiten aller zu Tage und verlieren Stereotype und Stigmatisierungen ihre
            perfide Kraft. Und, noch grundlegender: Erst dort, wo wir als Menschen jenseits der
            Milieugrenzen aufeinandertreffen, bekommen wir ein Gespür dafür, was uns verbindet,
            was den tieferen Grund sozialer Anerkennung darstellt: das bloße Menschsein, die bloße
            Subjekthaftigkeit.
         

         Dabei geht es weniger um die Inklusion in den einen großen öffentlichen Raum. Es geht
            vielmehr um viele »eine Orte«: Bildungseinrichtungen und Arbeitsorte, Netze und Sicherungssysteme,
            Straßen und Wohnhäuser, Stadtviertel und Parks, Jugendzentren und Kultureinrichtungen.
            Öffentlichkeit meint sinnvoll verstanden das Zusammenspiel dieser Vielzahl von Orten.
         

         
            Rechte und berechtigte Erwartungen
            

         

         Der Ansatz der Inklusion kommt nicht umhin zu verdeutlichen, dass es menschenrechtlich
            verbürgte Rechte gibt, die bedingungslos zum Anspruch der Inklusion zählen, und dass
            es darüber hinaus einen Raum der Inklusion gibt, in dem Rechte und Pflichten zu klären
            sind – gerade weil man »drinnen« ist bzw. »drinnen« sein kann. Auf der Grundlage unbedingter
            Zugangsrechte besteht der Prozess der Inklusion aus Kommunikation, Auseinandersetzung,
            dem Finden von Gemeinsamkeiten, dem Feststellen von Unterschieden und der Übernahme
            wechselseitiger Verantwortung auf der Grundlage gemeinsamer Bürgerschaft. Diese Aufgabe
            besteht in der pluralen Gesellschaft mit ihren vielfältigen Lebensformen und Lebensstilen
            insgesamt. Im Gegensatz zur Assimilation verlangt Inklusion nicht die Aufgabe der
            kulturellen Selbstbestimmung zugunsten einer vermeintlichen Leitkultur, sie beruht
            aber – gerade in ihrer Verbürgung für kulturelle Selbstbestimmung – auf der Basis
            einer gemeinsamen demokratischen Öffentlichkeit und wechselseitiger Anerkennung.
         

         
            Die Barrieren identifizieren
            

         

         Der Gedanke der Barrierefreiheit ist das Kernstück des Inklusionsansatzes: der Auftrag,
            aufmerksam und systematisch nach strukturellen sozialen Grenzziehungen und Erschwernissen
            beim Zugang zu öffentlichen Gütern zu fragen – und diese abzubauen. Das gilt neben
            Geschlecht und ethnischer Herkunft etwa für Alter, Handicaps, sexuelle Orientierung.
            Das gilt aber insbesondere für ein Kriterium, das in seiner ergreifenden Klarheit
            in einer politischen Rhetorik der Vielfalt schnell übersehen wird: die soziale Lage,
            die Zugehörigkeit zu sozialen Milieus und Schichten, zu einer bestimmten Klasse.
         

         Es ist seltsam, dass Inklusion und Diversity oft so selbstverständlich in eins gesetzt
            werden. Denn während der Inklusionsansatz die Barrierefreiheit betont, bezieht sich
            der Diversity-Ansatz oftmals (wenn auch nicht zwangsläufig) entweder identitätspolitisch
            auf den kulturellen Unterschied oder auf das »Kapital der unterschiedlichen Potentiale«.
            In dieser Lesart sind die beiden Zugänge an einem entscheidenden Punkt diametral entgegengesetzt.
            Im einen Fall geht es um die Beseitigung von sozialen Hürden aus einer Perspektive
            der Gleichheit, im anderen Fall geht es um eine Begründung aus dem Besonderen, sei
            es identitätspolitisch oder aus der Verwertungsperspektive der Potentiale.
         

         
            Jenseits der Vielfalt: Die sozialen Blockaden abbauen
            

         

         Der Diversity-Ansatz lässt sich aus dieser Perspektive zumindest insoweit fruchtbar
            machen, als er dazu beitragen kann, Gruppen begriffsstrategisch zu benennen und zu
            beschreiben, die vor besonderen strukturellen Barrieren stehen – hier ließe sich gezielt
            nach Ansätzen suchen. Entsprechend müssen Diversity-Ansätze dann problematisiert werden,
            wenn sie gerade nicht auf Gleichheit und gleiche Zugänge zielen, sondern auf identitätspolitisch
            begründete Ansprüche oder die bloße Nutzbarmachung verschiedener Potentiale. Das ist
            eine der Verdeutlichungen, zu denen der Inklusionsansatz in der Lage ist: Das Recht
            auf Inklusion im Sinne gleicher Teilhabemöglichkeiten begründet sich nicht aus der Unterschiedlichkeit, sondern aus der Annahme der Irrelevanz dieser Unterschiede
            für den gleichen Zugang. Das Ziel der Inklusion ist die Beseitigung von Barrieren,
            die mit diesen Unterschieden verbunden sind.
         

         Auch die Einführung von Quoten, die sich in bestimmten Bereichen als sinnvoll und
            effektiv erwiesen haben, rechtfertigt sich aus dem Gedanken der Überwindung in die
            Gesellschaftsstrukturen tief eingelassener Benachteiligungen und nicht aus der Besonderheit
            der jeweiligen Person. Das wäre ein großes Missverständnis.
         

         Die Undurchlässigkeit unserer Gesellschaft ist frappierend, auch wenn man nicht von
            unten durch eine Glasdecke schaut (wie etwa in Skandinavien), sondern eher auf eine
            Holzdecke blickt und gar nicht weiß, wie es da oben zugeht. Inklusion zielt auf die
            Wiederaufnahme der Kritik an einer sozial undurchlässigen Gesellschaft, auf die Kritik
            an dem Erstarken der Schichten- und Klassengrenzen.
         

         Spätestens an den gravierenden Unterschieden der sozialen Lage lässt sich erkennen,
            dass der Diversity-Ansatz an seine Grenzen stößt. Eine untere soziale Lage ist nicht
            etwas, das wir uns als Teil von Vielfalt schönreden, sondern das wir überwinden sollten.
            Wenn wir uns also für eine Strategie der öffentlichen Institutionen und der öffentlichen
            Räume einsetzen, die diese Barrieren abbaut, dann ist der Raum der sozialen Vielfalt
            eine Voraussetzung für die Überwindung sozialer Trennung und Ungleichheit – und kein
            Selbstzweck.
         

      

   
      
         
            Was für eine Gesellschaft wäre eine »inklusive Gesellschaft«?
            

            Heinz Bude

         

         Emanzipatorische Gesellschaftstheorien der Moderne, seien sie marxistischer, pragmatistischer
            oder republikanistischer oder gar anarchistischer Provenienz, betonen die dialektische,
            das heißt unabdingbare und produktive Spannung zwischen Individuum und Gesellschaft.
            Die Gesellschaft entsteht aus den unermesslich vielen Ichs, die alle etwas Eigenes
            und Einzigartiges in die Waagschale werfen, und das einzelne Ich findet Anklang in
            einer Gesellschaft, die in ihren Institutionen, Gewohnheiten und Übereinkünften die
            Impulse, Ideen und Initiativen ihrer Mitglieder widerspiegelt. Ohne die Differenz
            im Einzelnen keine Identität im Ganzen. Eine Atmosphäre der persönlichen Freiheit
            und des öffentlichen Glücks kann dann gedeihen, wenn die Verfassung des Gemeinwesens
            den Eigensinn der Bürgerinnen und Bürger oder sonst wie sich verstehender Personen
            erwartet und begrüßt.
         

         Eine emanzipatorische Gesellschaftspolitik hat demgemäß eine doppelte Aufgabe: einerseits
            das Spiel der heterogenen Lebenspraxen zu ermöglichen und andererseits die Gesellschaft
            als öffentlichen Raum zu bewahren, in dem die Einzelnen sich begegnen und ihre jeweiligen
            Lebensentwürfe aufeinander beziehen können. Der Zwang zur Integration dient dem genauso
            wenig wie ein Laisser-faire der Indifferenz. Es bleibt sonst entweder die persönliche
            Freiheit oder das öffentliche Glück auf der Stecke.
         

         Das muss man sich vor Augen halten, wenn man das Passepartout der gesellschaftlichen
            Inklusion als gesellschaftspolitischen Leitbegriff aufruft. Schließlich wird der Begriff
            mit dem Anspruch, eine gesellschaftsverändernde Politik anzuleiten, verwendet. Es
            existiert ein entsprechender rechtlicher Rahmen, es treten Advokaten auf, die wissenschaftliche
            Erkenntnisse über einschlägige Praktiken präsentieren, und es melden sich Gruppen
            von Betroffenen, die Erfahrungen der Missachtung vorbringen und Rechte auf Berücksichtigung
            einklagen. Man könnte also glauben, dass sich in der Tat eine ganze Kulisse für die
            Durchsetzung einer neuen gesellschaftspolitischen Formel aufbaut.
         

         Umso wichtiger erscheint es, sich über einige Implikationen dieses Begriffs, gegen
            den offenbar schwer etwas zu sagen ist, Klarheit zu verschaffen, damit man nicht von
            unintendierten Folgen und paradoxen Effekten überrascht wird oder über verpuffende
            Mobilisierungen und leer laufende Debatten in Verzweiflung gerät.
         

         Es sind im Wesentlichen drei Stränge gesellschaftspolitischer Debatten, die auf den
            Begriff der gesellschaftlichen Inklusion zulaufen. Da ist erstens die mit großer Dringlichkeit
            vorgebrachte Frage nach dem sozialen Band einer heterogenen Gesellschaft: Was eint
            uns noch, wenn die Lebensläufe sich unaufhaltsam individualisieren und die sozialen
            Milieus sich unüberschaubar pluralisieren? Es sind Praktiken der Einbeziehung des
            Anderen, wie es bei Jürgen Habermas heißt, die Gesellschaften unserer Art zusammenhalten.
         

         Die Leitkultur hat keinen Namen und keine Trägergruppen, es handelt sich lediglich
            um ein Set von Fähigkeiten zur Empathie, zur Rollendistanz und zur Ambiguitätstoleranz,
            das den Einzelnen erlaubt, sich mit Anderen, die ihnen fremd sind oder gar bedrohlich
            erscheinen, zu einigen oder zumindest mit ihnen klarzukommen. Das betrifft zumeist
            wechselseitige Irritationen, die mit der sexuellen Präferenz, der ethnischen Herkunft
            oder dem religiösen Glauben der jeweiligen Gegenüber zu tun haben. »Inklusion« ist
            die Formel für eine Gesellschaft, der aufgrund der ungeheuren Variation von Individualitäten
            und Zugehörigkeiten der innere Zusammenhang verloren gegangen ist.
         

         Damit hängt, zweitens, ein erweiterter Begriff der Menschenrechte zusammen, der die
            Vorstellung des Menschen betrifft, dem das Recht, Rechte zu haben, zu eigen ist. Das
            ist zwar ein universeller Mensch, für den die Menschenrechte nicht teilbar sind, der
            aber immer als ganz partikulares Ich in einem spezifischen gesellschaftlichen Kontext
            und mit einer eigenartigen Biografie in Erscheinung tritt. Irgendetwas stimmt an jedem
            Menschen nicht, wenn man die Standardversion des autonom handlungsfähigen und mit
            sich selbst identischen Subjekts voraussetzt. Erving Goffman hat in seinem Klassiker
            Stigma von 19631 dargelegt, dass dieses Element diskreditierbarer Nicht-Identität den Anker der einzigartigen
            und unaustauschbaren Ich-Identität darstellt. Die Tatsache, dass wir in mancher Hinsicht
            eben nicht perfekt und präsentabel sind, macht uns zu einem Ich mit besonderen Qualitäten
            und überraschenden Fähigkeiten. Demgemäß erweist sich die nachdrückliche Geltungskraft
            der Menschenrechte gerade am Verzicht auf ein Ideal des Menschen. Am geschwächten,
            bedrohten und verwundbaren Ich zeigt sich, was uns das Recht, Rechte zu haben, wert
            ist. Der Flüchtling, die Exilierte, der Demente, die Unwürdige, der Verrückte oder
            die Stumme sind Metaphern für solche Zustände der unmenschlichen Menschlichkeit, die
            den beunruhigenden Kern eines Begriffs der Menschenrechte herausfordern.
         

         Die Konvention der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderung
            vom Dezember 2006 kann man als Ausdruck dieser, wie man mit Jacques Derrida sagen
            könnte, dekonstruktiven Infragestellung des »Menschen« der Menschenrechte2 begreifen. Der Generalnenner der Behinderung sucht das Unentscheidbare, Unermessliche,
            Unberechenbare des Trägers der Menschenrechte zu benennen. Wie Gesellschaften mit
            Menschen mit Behinderung umgehen – wobei notwendigerweise offen bleibt, wie körperlich,
            geistig oder seelisch die jeweilige Behinderung ist – zeigt, welchen Gehalt die Menschenrechte
            für sie haben. So werden die gewöhnlichen Praktiken der Inklusion zum Maßstab für
            das, was die Einhaltung der Menschenrechte in einer bestimmten sozialhistorischen
            Situation bedeutet.
         

         Wichtig daran ist der Umstand, dass inklusive gesellschaftliche Verhältnisse sich
            nicht in der Erweiterung von Anrechtstiteln, die sich Regelungen von Mindesteinkommen,
            Grundrenten oder Basisversorgungen niederschlagen, erschöpfen, sondern dass sie in
            gleicher oder womöglich noch entscheidenderer Weise die dingliche Verfassung der Gesellschaft
            betreffen. Aufzüge in Bahnhöfen, Rampen für Gehhilfen, Gebrauchsanleitungen in Blindenschrift,
            Schnabeltassen in Ausflugslokalen, Kindersitze in Fernbussen, Handprothesen mit Nervensensoren,
            Blutzuckermesser in Laufgurten oder Toiletten für Menschen im Rollstuhl kennzeichnen
            eine inklusive Gesellschaft der Griffe und Geräte, die die materielle Dimension der
            Menschenrechte vor Augen führen.
         

         Ein dritter Strang für die Begründung eines anspruchsvollen Konzepts der sozialen
            Inklusion ist mit einem neuen operativen Wissen in den Humanwissenschaften und anderen
            Haltungen in den Professionen der Behandlung von Menschen verbunden. Ein früher Impuls
            kam aus der Bewegung der Antipsychiatrie in den 1970er Jahren, die das offene Milieu
            des Zusammenlebens von ganz normalen Verrückten und ganz verrückten Normalen zum besten
            Weg der Rehabilitation von einst Weggeschlossenen und Sonderbehandelten erklärten.3

         Hier wurde die heilende Wirkung eines möglichst ungezwungenen Alltags herausgestellt,
            der unwahrscheinliche Mischungen und unpassende Begegnungen schafft. Später sind aus
            diesem Geist die Integrationskindergärten und das jahrgangsübergreifende Lernen hervorgegangen.
            Inklusion setzt auf Gesellschaft und Gesellschaft auf Inklusion.
         

         Die Wissenschaften und Professionen des Sozialen warten heute mit einem Katalog von
            Maßnahmen und Tätigkeiten auf, die der Förderung, Anregung und Unterstützung von Menschen
            mit eingeschränkter Handlungsautonomie dienen, die man früher Sonderbehandlungen unterzogen
            oder in Separateinrichtungen gesteckt hat. Die Botschaft lautet, dass man für jene
            Personen, die aufgrund ihrer körperlichen Konstitution, ihres geistigen Vermögens
            oder ihrer sozialen Herkunft als beeinträchtigt angesehen werden, in Gemeinschaft
            mit anderen, die alle nicht dem Modell der Patentperson genügen, mehr tun kann, als
            wenn sie unter sich bleiben. Selbst Menschen mit schwerwiegenden Entwicklungsdefiziten
            und Verhaltensauffälligkeiten können in einer Umgebung »ganz normaler« Heterogenität
            mehr Ausgleichserfahrungen machen als im Ghetto verordneter Homogenität.
         

         Diese drei Zugänge bilden den Hintergrund für eine bemerkenswerte Verschiebung vom
            allzu bekannten Begriff der »gesellschaftlichen Integration« zu dem merkwürdig technisch
            klingenden der »sozialen Inklusion«. Vergesellschaftung bedeutet nicht mehr Einpassung
            in einen Rahmen und Ausrichtung auf einen Wert, sondern Aushandlung in einem Kontext
            und Verständigung über Prinzipien. Im ersten Fall erscheint die Gesellschaft als gusseiserne
            Form, die Plätze offeriert und Rollen anmutet, im zweiten als situatives Geschehen,
            in dem Anschlüsse hergestellt werden und Bindungen knapp sind. In den Systemen der
            Integration sind die Bereiche getrennt, werden die Verhaltenserwartungen auf Positionen
            bezogen und zu Rollen gebündelt, damit man weiß, wann man auftreten und was man von
            sich geben muss – und wann man in Ruhe gelassen wird und sich hinter seiner Rolle
            verstecken kann. Bei den Szenen der Inklusion kommt alles auf den Einzelnen an, gibt
            es nie eine Ruhe und steht alles unter Vorbehalt. Stößt im einen Fall das »Modell
            des übersozialisierten Menschen« (Dennis H. Wrong) auf, ist im anderen die Disposition
            zur Eigenleistung und zur Dauerpräsenz zu spüren. Dem direkten Zwang zur Konformität
            steht der indirekte zur Nonkonformität gegenüber.
         

         In der gedachten Welt der Inklusion gibt es kein »abweichendes Verhalten« mehr, keine
            »psychischen Erkrankungen«, keine »Altersrollen«, keine »Klassenmilieus« und keine
            »Geschlechtscharaktere«. Die Einzelnen verhalten sich manchmal merkwürdig, unterliegen
            Stimmungsschwankungen, sind so alt, wie sie sich fühlen, stehen nur für sich und lassen
            sich nicht so einfach auf ein Geschlecht festlegen. Es kommt eben darauf an, welche
            Interpretation sich in welcher Situation mit welchem Einsatz durchsetzt. Die Spannung
            zwischen Individuum und Gesellschaft ist eine von der einzelnen Person gesetzte und
            nicht mehr eine von den Anderen zugemutete und erzwungene. Mit anderen Worten: Die
            Gesellschaft ist eine Konstruktion des Individuums und nicht mehr das Individuum eine
            Konstruktion der Gesellschaft.
         

         Der Wunderbegriff für das derart erstarkte und ermächtigte Subjekt ist der Begriff
            der »Kompetenz«. Kompetenz meint die Fähigkeit, sich unter variablen Bedingungen auf
            unvorhersehbare Aufgaben und unbekannte Herausforderungen einstellen zu können. In
            der entsprechenden Fachsprache ist von den konstruktiven und generativen Implikationen
            von Kompetenzen die Rede: die Fähigkeit, aus endlichen Mitteln unendlichen Gebrauch
            zu machen, lautet die berühmte Formulierung von Wilhelm von Humboldt. Kompetent in
            diesem Sinne kann man alles Mögliche handhaben: Rechenaufgaben lösen, Texte verstehen,
            soziale Beziehungen knüpfen, Emotionen regulieren und die Einzigartigkeit des eigenen
            Ichs darstellen. Man spricht daher von kognitiven, interpretativen, interaktiven,
            emotionalen Kompetenzen sowie von der Kompetenz zum »Impression Management« (Erving
            Goffman).
         

         Wie solche Kompetenzen vermittelt werden, ist allerdings ein Geheimnis mit sieben
            Siegeln. Es soll nicht um das Lernen von Inhalten, sondern um das Lernen des Lernens
            von Inhalten gehen. Der paradigmatische Fall dafür ist das Erlernen einer Sprache,
            die sich das Kind durch das »Ausbuchstabieren« (Noam Chomsky) des Sprachmaterials
            seiner Eltern und Geschwister selbst beibringt. Das kann man sich für das Operieren
            mit mathematischen Gleichungen und für das Verständnis von logischer Axiomatik durchaus
            vorstellen. In Bezug auf Gedichte von Hölderlin und Celan kommt man schon in Schwierigkeiten.
            Und wie geht das für die Interaktion zwischen Palästinensern und Israelis, für das
            Verständnis von depressiven Verstimmungen, für die Haltung zur Rhetorik des Hasses
            im Pop oder für die Liebe zwischen Männern und Frauen und anderen Geschlechtswesen?
            Dass es für all dies jeweils besondere Kompetenzen geben könnte oder dass eine übergreifende
            Kompetenz für kompetente Umgangsweisen vermittelbar wäre, erscheint doch einigermaßen
            absurd.
         

         Das Problem besteht in der Abstraktion, die der Begriff der Kompetenz über ganz verschiedene
            Bezirke der Erfahrung und ganz unterschiedliche Modalitäten des Erlebens vornimmt.
            Es ist zumindest nicht sofort einzusehen, wie bestimmte Methoden des Interpretierens
            und bestimmte Prozeduren des Problemlösens die mannigfaltigen Welten unserer gesellschaftlichen
            Wirklichkeit und deren konfliktuösen Begegnungen abdecken könnten. Damit fällt allerdings
            eine der wesentlichen Voraussetzungen im Begriff der inklusiven Gesellschaft: nämlich
            die Idee des universell anschlussfähigen und lebenslang lernwilligen Subjekts. Es
            ist zweifellos gut und nützlich, wenn man zur Rollenübernahme, zum Perspektivenwechsel
            und zur Affektbeherrschung in der Lage ist, aber garantieren tut das nichts. Dafür
            sind wir uns selbst zu unsicher, wenn wir auf Menschen treffen, die unserer Vorstellung
            von Normalität, Zivilität und Sozialität auf den ersten Blick nicht entsprechen. Die
            wachsende Heterogenität unseres gesellschaftlichen Lebens ist nicht zu leugnen, es
            ist jedoch auch nicht von der Hand zu weisen, dass gerade im Zeichen von Globalisierung
            die sozialen Abschottungen zunehmen und die sozialmoralischen Ansteckungsängste sich
            ausbreiten.
         

         Die Einbeziehung des Anderen gestaltet sich viel fragiler, offener und vorsichtiger
            als man sich das in einer Philosophie des kompetenten Subjekts denkt. Der Andere ist
            nämlich immer ein Mensch aus Fleisch und Blut, der von merkwürdigen Ideen beherrscht
            und von abstoßenden Affekten getrieben sein kann.
         

         Empathie verlangt dann einen Einsatz, der das Ich aufs Spiel setzt. Das ist dann nicht
            bloß eine Interaktion, die man beliebig beenden oder in rascher Folge wechseln kann,
            sondern eine Begegnung zwischen singulären Wesen, die grundsätzlich misslingen kann.
            Ein Philosoph der Begegnung wie Emmanuel Levinas4 sieht darin die eigentliche Herausforderung für eine Gesellschaft der Heterogenität:
            Die Bereitschaft, sich im Zweifelsfall dem Anderen auszuliefern, um am Gesetz des
            Anderen sein eigenes Gesetz finden zu können.
         

         Dafür existiert in der Tradition emanzipatorischer Gesellschaftstheorien ein sehr
            großer, aber auch sehr abgeschliffener Begriff: Das ist der Begriff der »Solidarität«,
            der diese Bezugnahme auf Andere meint, die in Not sind, die sich nicht selbst zu helfen
            wissen oder die von den Mächtigen ins Abseits gedrängt werden.5

         Das Üben von Solidarität in Situationen des Unrechts ist etwas anderes als die Einhaltung
            von Regeln sozialer Gerechtigkeit.6 Die Theorie der sozialen Gerechtigkeit, so wie sie namentlich von John Rawls in Parallelität
            zu den Theorien freier Märkte entfaltet worden ist7, entwirft ein moralisch anspruchsvolles Programm für die Zuerkennung legitimer Anteile
            durch die Umverteilungsmaßnahmen im demokratischen Kapitalismus. Sie setzt auf den
            »zwanglosen Zwang des besseren Arguments« (Jürgen Habermas) für die Einrichtung einer
            »guten Gesellschaft«, lässt aber offen, warum ich dem besseren Argument überhaupt
            folgen sollte und vor allem welches Engagement für mich daraus folgt.8

         Der Begriff der Solidarität thematisiert dagegen genau den Zusammenhang von Anteilnahme
            und Engagement. Weil diese Anderen mich in ihrer Lage berühren, kann ich gar nicht
            anders, als mich solidarisch zeigen. Solidarität ist freilich mehr als der Ausdruck
            momentaner Empörung und mehr als das Beiwerk ständiger Empörtheit. Es handelt sich
            um einen Akt der Zuwendung, die mich etwas kostet und die den Begriff meiner Selbst
            in Frage stellt. Dadurch stärkt der Begriff der Solidarität die Spannung zwischen
            Individuum und Gesellschaft. Ich bin nicht allein der Konstrukteur meiner Gesellschaft,
            ich erkenne mich vielmehr als Teil einer Gesellschaft, die auf meine Anteilnahme und
            mein Engagement angewiesen ist. Ich kann nicht einer Politik zuweisen, was mich selbst
            beunruhigt und herausfordert.
         

         In diesem Sinne belebt der alte Begriff der Solidarität den neuen der Inklusion. Er
            macht auf verschwiegene technokratische Effekte und auf verborgene normative Selbstmissverständnisse
            in der gedachten Ordnung der inklusiven Gesellschaft aufmerksam. Die Rhetorik der
            sozialen Inklusion wird dann zur Plastikformel eines »therapeutischen Staates«9, wenn sie die Frage nach dem Ursprung von Anteilnahme und Engagement vergisst. Vielleicht
            sollten wir uns die »inklusive Gesellschaft« als eine »solidarische Gesellschaft«
            vorstellen.
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         Versuchen wir zunächst, den Begriff der politischen und sozialen Gerechtigkeit zu
            klären. Er bezieht sich auf einen Kontext politischer und sozialer Verhältnisse, die
            nach einer gerechten Ordnung verlangen. Wir meinen damit eine gesellschaftliche »Grundstruktur«
            (J. Rawls), die die politischen und die zentralen sozialen und wirtschaftlichen Institutionen
            umfasst: die Verfassung, die wichtigsten ökonomischen Institutionen sowie gesellschaftliche
            Einrichtungen wie die Schule oder die Familie – all die Institutionen also, die die
            Lebenschancen der Einzelnen entscheidend bestimmen und deren Regelung politisch möglich
            und notwendig ist. Damit muss von vornherein der Fokus auf diese öffentliche Institutionenordnung
            gelegt werden.
         

         Eine gerechte Ordnung ist eine, in der die Regeln und Institutionen der sozialen Kooperation von
            Formen willkürlicher Herrschaft frei sind, d.h. gegenüber einer jeden beteiligten Person als Freie und Gleiche gerechtfertigt
            werden können – und zwar im Modus demokratischer Selbstbestimmung.10 Ein Kontext der Gerechtigkeit ist ein institutioneller Zusammenhang, in dem bestimmte
            Güter – Bildung, soziale Positionen, Einkommen, Vermögen, Gesundheit etc. – gemeinsam
            erwirtschaftet und verteilt werden – und zwar nach allgemein legitimierbaren Regeln.
            Der Gegenbegriff zur Gerechtigkeit ist der Begriff der »sozialen Willkür«, und sie
            wird durch Verfahren der Rechtfertigung gebannt. Dieses Verständnis von Gerechtigkeit
            ist reflexiver Natur: Denn die Rechtfertigungen, die bestimmte Verteilungen legitimieren,
            müssen nicht nur eine bestimmte Qualität haben, sie müssen auch durch Verfahren hindurch
            gegangen sein, an denen alle Betroffenen ausreichende Beteiligungschancen hatten.
            Die besondere Qualität von Gerechtigkeitsgründen besteht darin, dass sie besonders
            vor denen bestehen können, die sozial am schlechtesten gestellt sind. Denn die Frage
            der Gerechtigkeit ist ihre Frage – die Frage danach, wieso eigentlich Verhältnisse sind, wie sie sind, und wieso
            dabei bestimmte Gruppen (mehr oder weniger) regelmäßig schlecht abschneiden. Die reflexive
            Pointe der Gerechtigkeit besteht darin, dass sie der Demokratie eine besondere Rechtfertigungsschwelle
            vorgibt: nämlich in realen Beteiligungsverfahren die Gründe derer besonders zur Geltung
            zu bringen, die am kooperativen Geschehen nur am Rande oder kaum teilnehmen, weil
            es nach Regeln verläuft, die sie nicht beeinflussen können und die sie ausgrenzen.
            Die Gerechtigkeit spricht nicht an ihrer Stelle, sondern sie verlangt zunächst, ihnen
            eine Stimme zu geben.
         

         Gerechtigkeit ist im sozialen Rahmen eine relationale Größe. Sie kommt in die Welt,
            um Verhältnisse zu ordnen, die aus den Fugen geraten sind (oder wo dies droht). Die
            reflexiv verstandene Gerechtigkeit bezieht sich auf das, was Einzelne als Teile des
            Ganzen haben oder nicht haben und können oder nicht können, aber mehr noch als das
            Haben betrifft sie die Beziehungen untereinander. Gerechtigkeit ist eine Qualität von sozialen Verhältnissen und Institutionen,
            sie betrifft nicht allein das, was man hat, sondern wie man behandelt wird: ob als
            eigenständiger und gleichberechtigter Teil einer Rechtfertigungsordnung oder nicht.
            Die größte Ungerechtigkeit ist das Übergangenwerden, das legitimatorische »Luftsein«
            der »Unsichtbaren« oder Sprachlosen. Das ist der tiefere Zusammenhang von Gerechtigkeit,
            von Inklusion und Partizipation, wie er in den Berichten des Zukunftsforums angesprochen
            wird: Die gerechte Gesellschaft bezieht nicht Einzelne als nur passive Empfänger von
            Gütern ein, sondern als aktive Bürgerinnen und Bürger, die an der Gestaltung der allen
            zugänglichen Institutionen als Freie und Gleiche mitwirken. Das ist ein anspruchsvolles
            Verständnis von Inklusion, das auf Partizipation, kritische Partizipation, hinausläuft.
            Anders gesagt: Wer an distributiver Gerechtigkeit interessiert ist, der blickt nicht
            nur darauf, was Einzelne an Gütern haben oder nicht haben, sondern wo und wie darüber
            befunden wird, wer was hat oder worauf einen Anspruch hat. Das ist die erste Frage
            der Gerechtigkeit, die politische Frage der Beteiligung und der Macht.
         

         Machen wir uns das an einem Beispiel klar. Wie ein Kuchen aufgeteilt werden soll,
            das mag zwischen den Kindern einer Familie umstritten sein. Ein Kind hat beim Backen
            geholfen und beansprucht mehr, ein anderes hat länger nichts gegessen, ein drittes
            plädiert für strenge Gleichverteilung. Die Gerechtigkeit, reflexiv verstanden, fordert
            ein faires Abwägen dieser Ansprüche, und man muss dabei beachten, dass Menschen sich
            unter Umständen mit Lösungen einverstanden erklären können, die sie, ohne an ihrem
            Zustandekommen beteiligt gewesen zu sein, niemals akzeptieren würden – aber wenn sie
            angemessen beteiligt wurden und auf die Ansprüche anderer reagieren konnten, sind
            sie viel häufiger zu Einigungen, auch zu Einbußen bereit. Der erste Anspruch der Gerechtigkeit
            ist somit nicht einer, der abstrakt gesehen auf Aspekten von Verdienst, Bedürfnis
            oder materialer Gleichheit beruht, sondern der, bei einer Entscheidung über das Gerechte
            als Gleiche(r) fair beteiligt zu sein.
         

         Aber mehr noch. Dies richtig durchdacht warnt uns davor, diesem (beliebten) Beispiel
            nicht auf den Leim zu gehen. Denn häufig erscheint darin die Mutter der Familie als
            unhinterfragte Verteilungsinstanz. Dabei wird oft vergessen, dass die eigentliche
            Gerechtigkeitsfrage die ist, wer im politischen Kontext eigentlich Mutter (oder Vater)
            spielen darf. Allzu oft verbleibt nämlich unser Gerechtigkeitsdenken noch dem Absolutismus
            verhaftet – als ob wir Kinder wären, die an übergeordnete Autoritäten Ansprüche auf
            Güter stellen, in der Hoffnung, gehört zu werden. Aber diese Mutter gibt es im Politischen
            so nicht; hier gibt es keine vorgeordnete natürliche Autorität, und wir sind nicht
            Empfänger von Gaben, sondern selbst die Autorität, politische und ökonomische Verhältnisse
            zu bestimmen – zumindest der Idee der Gerechtigkeit nach.
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         Versteht man den Begriff der Gerechtigkeit so, dann klären sich einige in öffentlichen
            Diskursen weit verbreitete Missverständnisse. Eines besteht darin, Gerechtigkeit als
            einen »Wert« zu begreifen, der neben anderen wie »Freiheit« oder »Gleichheit« steht
            und jeweils gegen diese abgewogen werden muss. Dann steht etwa ein Freiheitsanspruch
            gegen einen Gerechtigkeitsanspruch. Diese Rede aber ist falsch. Denn die Göttin der
            Gerechtigkeit ist zu erhaben, als dass sie sich auf dieses Getümmel einließe: Sie
            entscheidet darüber, wer welchen Freiheitsanspruch wem gegenüber hat – denn die Freiheit
            des einen, die Umwelt zu gefährden, ist die Unfreiheit der anderen, die dann unter
            Fluglärm, schlechter Luft oder dem Ansteigen der Meere leiden und womöglich ihre Heimat
            verlieren. Hier übertrumpft dann nicht die Gerechtigkeit die Freiheit, sondern sie
            macht klar, dass die Freiheit des einen nicht zu Lasten von der der anderen gehen
            darf – und welche die wichtigere ist, das sagt die Gerechtigkeit, nicht die Freiheit.
         

         So ist es denn auch falsch, den Begriff der Gerechtigkeit abstrakt in eine Opposition
            zu dem der Demokratie zu bringen. Denn recht verstandene politische Gerechtigkeit
            ist recht verstandene Demokratie, in der im Modus der öffentlichen Rechtfertigung
            darüber entschieden wird, was allgemein gelten soll. Gleichzeitig heißt dies aber
            auch, dass eine Demokratie, in der sich Mehrheiten das Recht herausnehmen, die staatsbürgerlichen
            Grundrechte anderer einzuschränken bzw. nicht hinreichend legitimierbare Politiken
            zu verfolgen, die Privilegien festzurren, den Grundsatz der Demokratie verletzt, der
            ja genau solche Willkürpolitik ausschließen soll. Deshalb ist es so wichtig, Parteien
            zu haben, die die Stimme von Minderheiten geltend machen.
         

         Betonte ich vorhin, dass die erste Frage der Gerechtigkeit die der Rechtfertigung
            der Herrschaftsausübung ist, so spezifiziere ich nun, dass wir der Gerechtigkeit im
            politischen Denken stets den Platz geben müssen, der ihr gebührt: den ersten und zentralen
            Platz. Denn eine politische Gemeinschaft kann und muss mit vielen Kompromissen leben,
            nicht aber mit einer Kompromittierung der Gerechtigkeit. Wer glaubt, die Gerechtigkeit
            gegen etwas anderes eintauschen zu können – Effizienz, Glück, Wohlstand, was auch
            immer – der verrät die Politik. Machen wir uns frei von Verkürzungen und Einschnürungen
            der Gerechtigkeit im öffentlichen Diskurs: Sie ist nicht ein »Wert« unter anderen,
            sondern der oberste Grundsatz der politischen Welt, dessen Ziel es ist, die Willkür
            zu bannen.
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         Seit vielen Jahren zeigen die Bestandsaufnahmen der sozialen Unterschiede in der Bundesrepublik
            – insbesondere die ganz passend heißenden »Armuts- und Reichtumsberichte« der Bundesregierung
            – das paradoxe Bild einer reicher und zugleich ärmer werdenden Gesellschaft: Während
            das Nettovermögen der Privathaushalte ansteigt, verringert sich der Anteil der unteren
            70 Prozent der Haushalte daran immer mehr, im Jahre 2007 auf unter 9 Prozent (der
            Anteil der 10 Prozent bestgestellten Haushalte stieg indessen auf 60 Prozent an).11 Zudem erhöht sich der Prozentsatz derer, die unterhalb der Armutsgrenze leben müssen;
            und das Armutsrisiko steigt, auch bei denjenigen, die Arbeit haben. Dazu kommt, dass
            alle Bildungsberichte bestätigen, dass in kaum einem anderen OECD-Staat die Bildungschancen
            so sehr von der sozialen Herkunft abhängen wie in unserem Land.
         

         Mit dieser Entwicklung droht das, was man eine »Refeudalisierung« der Gesellschaft
            nennen könnte, d.h. eine Gesellschaft, in der Reichtum ebenso wie Armut innerhalb
            abgegrenzter sozialer Gruppen »vererbt« werden – und zwar nicht nur durch die Weitergabe
            bzw. das Fehlen von materiellen Gütern, sondern – sozialisatorisch weit früher und
            tiefgreifender – insbesondere durch die soziale Determination von Bildungs- und Aufstiegschancen.
            So sind die Chancen eines Kindes aus einem Elternhaus mit sozial hohem Status mehr
            als sechsmal größer, ein Studium aufzunehmen, als die eines Arbeiterkindes. So entsteht
            ein »Adel« der Chancen am einen Ende, und am anderen finden sich die Gruppen der Besitz-
            und Ressourcenlosen ohne Perspektiven. Dies ist eine besondere Form der Herrschaft
            der gesellschaftlichen Willkür; und ein anderes Wort hierfür ist das des Privilegs:
            Wir leben in einer Gesellschaft der Privilegien des Zugangs zum politischen und sozialen
            Leben, die sich beständig reproduzieren.
         

         Deshalb ist es so wichtig, dass der Zugang zu gesellschaftlichen und politischen Institutionen
            im Zentrum eines neuen sozialpolitischen Denkens steht, wie es der zweite Bericht
            des Zukunftsforums betont; aber wichtig ist es auch, dass wir dabei die diskursiven
            Verengungen und Verdrehungen überwinden, die der neoliberalen Eiszeit geschuldet sind,
            deren Ende aufgrund des Versagens der politisch-ökonomischen Institutionen seit 2008
            eingeläutet sein sollte (aber darauf wetten sollte man nicht). Damit meine ich Folgendes:
         

         Erstens, das Phänomen der »Unterschichten« wurde verstärkt als kulturelles dargestellt, als
            Problem von »Kulturen der Armut und der Abhängigkeit« (Paul Nolte), die es »aufzubrechen«
            gelte. Während gleichzeitig die »alte« Gerechtigkeit als fürsorgend-entmündigende
            und zudem kostspielige, unproduktive Form der »Umverteilung« gedeutet wurde, betonte
            die »neue« Gerechtigkeit nicht nur die Verantwortung und Solidarität der Gesellschaft
            für die sogenannten »Schwachen«, sondern auch deren Verantwortung für sich selbst
            gegenüber der Gesellschaft. Dies führte dazu, dass in der Öffentlichkeit die Rechtfertigungslasten
            nahezu umgedreht wurden: Sozial schlechter gestellte Gruppen mussten erklären, weshalb
            sie aus ihrer Lage nicht herauskommen; aus einer Exklusion wurde damit eine Selbstexklusion
            gemacht. Diese Verdrehung ist nicht hinnehmbar.
         

         Zweitens, die neue Semantik der Gerechtigkeit ging mit einer überbordenden Pluralisierung
            von Gerechtigkeitsverständnissen – etwa: Generationen-, Bildungs-, Zugangs-, Leistungs-,
            Bedarfs-, Befähigungsgerechtigkeit – einher, die – zunächst einmal ganz zurecht –
            auf unterschiedliche Ex- bzw. Inklusionsfelder verweisen. Doch birgt dies die Gefahr
            zu verschleiern, dass all diese »Gerechtigkeiten« innerhalb eines sozialen Gesamtsystems
            zusammenzuführen sind: Es gibt in einer komplexen Gesellschaft einen Plural von Gerechtigkeitssphären,
            nicht aber der Gerechtigkeit selbst. Es stimmt zwar, dass das Auge der Gerechtigkeit
            sich erweitern muss, insbesondere auf die Verhältnisse in Familien (zwischen den Geschlechtern
            sowie Eltern und Kindern), auf Probleme kultureller Differenz und Missachtung, auf
            ökologische Problematiken, auf die Beziehung zwischen den Generationen – aber es bleibt
            dabei doch ein umfassender Begriff der Gerechtigkeit notwendig, und es bleibt ein gesellschaftlicher Zusammenhang der Gerechtigkeit, den wir betrachten müssen. Denn
            blickt man auf die »Verlierer« gegenwärtiger sozialer Arrangements, dann sieht man,
            dass die vielzähligen Ausschlussmechanismen häufig kombiniert und kumuliert auf sie
            zutreffen: Geschlechterdiskriminierung, kulturelle Ausgrenzung, mangelnde Ausbildungsmöglichkeiten,
            Arbeitslosigkeit.
         

         Aber mehr noch, der Plural der Gerechtigkeiten bringt auch schiefe Bilder mit sich.
            So wird häufig argumentiert, dass es ein Gebot der Generationengerechtigkeit sei,
            etwa durch die Kappung von öffentlichen Ausgaben und Transferleistungen die Staatsverschuldung
            zu reduzieren, um »unseren Kindern und Kindeskindern« nicht einen großen Schuldenberg
            zu hinterlassen. Das ist gut gesprochen, aber das wahre Bild der Gesellschaft sieht
            etwas anders aus: Es gibt nicht eine einzige eindeutige Kluft zwischen der älteren
            und der jüngeren Generation, sondern in erster Linie eine innerhalb der jeweiligen Generationen. Blickt man nämlich auf die Zahlen, welche Vermögen zwischen
            den Generationen künftig vererbt werden, so ist ersichtlich, welche materiellen Lichtjahre
            Mitglieder ein- und derselben Generation voneinander entfernt sind und sein werden.
            Durch soziale Sparmaßnahmen werden dann nicht selten diejenigen besonders getroffen,
            die ohnehin im Wettbewerb innerhalb ihrer Generation verlieren werden, wenn nicht
            politisch gegengesteuert wird.
         

         Drittens wird im Zuge der neuen Gerechtigkeitsdebatte zuweilen unklar, worin genau die Bedeutung
            von »Gerechtigkeit« liegt, wenn sie mehr sein sollte als eine solidarische oder barmherzige
            »Hilfe zur Selbsthilfe«. Denn ein Diskurs, der die »Ausgeschlossenen« wie Opfer von
            Naturgewalten behandelt, denen »geholfen« werden muss, oder als »Schwache«, die »gestrauchelt«
            sind, blendet die Ursachen der Ungerechtigkeit aus. Eine Gesellschaft, die Exklusion
            strukturell produziert, etwa in ihrem Bildungssystem, soll nicht den »Schwachen helfen«,
            sondern hat die Pflicht, die Strukturen zu verändern, die »Schwäche« hervorbringen.
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         Was heißt dies nun für die Idee der »Teilhabegerechtigkeit«? Wir müssen hier zwei
            Konzeptionen davon unterscheiden. Die eine, reduzierte Version, ist primär güter-
            und empfängerzentriert und minimalistisch. Danach hat der Sozialstaat die Aufgabe,
            die gravierendsten Exklusionsauswirkungen der ökonomischen Ordnung und anderer Institutionen
            zu kompensieren. Er zielt darauf ab, Möglichkeiten der Teilhabe an gesellschaftlichen
            Gütern wie Bildung und Einkommen etwa zu eröffnen, kann dabei aber nicht mehr als
            eine minimale Grundsicherung bzw. Hilfe zur Verfügung stellen. Bei dieser Konzeption
            tritt das Ziel der basalen sozialen Inklusion an die Stelle einer umfassenderen Gerechtigkeit:
            Die Frage nach der Rechtfertigbarkeit einer Grundstruktur, die die oben erwähnten
            Phänomene der Ungleichheit zeitigt, gegenüber denen, die in ihr am schlechtesten gestellt
            sind, wird weitgehend ausgespart. Die wesentlichen Strukturen scheinen jenseits der
            Rechtfertigung zu liegen, angepeilt wird lediglich die Reparatur der Folgen struktureller
            Defizite.
         

         Ein alternatives, unverkürztes Verständnis von Teilhabegerechtigkeit hingegen fragt
            nicht nur danach, wer welche Güter in einem minimalen, grundlegende Lebensstandards
            erfüllenden Sinn braucht, sondern umfassender danach, welche Güter aus welchen Gründen
            an wen legitimerweise zu verteilen sind, und mehr noch danach, wer über die Bedingungen
            von gesellschaftlicher Produktion und Verteilung bestimmt. Dies ist der ursprüngliche,
            politische Sinn der Gerechtigkeit. Theorien, die primär allokativ-kompensatorischer
            Natur sind, sind entsprechend verkürzt, sofern sie die Gerechtigkeit nur von der »Empfängerseite«
            her denken, ohne die politische Frage nach der Bestimmung der Strukturen der Hervorbringung
            und der Verteilung von Gütern zu stellen. Ich spreche hier von radikaler, an die Wurzel gehender Gerechtigkeit. Hier ist die ganze institutionelle Ordnung
            einer Gesellschaft das Thema, die von Anfang an die Lebensmöglichkeiten der Einzelnen
            bestimmt.
         

         Die erste Aufgabe dessen, was ich »fundamentale Gerechtigkeit« nenne, ist somit die
            Herstellung einer Grundstruktur der Rechtfertigung, d.h. die strukturelle Ermöglichung einer Gesellschaft ohne Privilegien bzw. zumindest
            die Eröffnung von Möglichkeiten, Privilegien und willkürliche Herrschaft in Frage
            zu stellen. Dazu bedarf es einer Reihe von Rechten und Möglichkeiten des Zugangs zu
            den Institutionen, in denen soziales und reales Kapital erworben wird – von guten
            Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten hin zum Arbeitsmarkt, aber eben auch zu den
            Verfahren, in denen darüber entschieden wird, wie diese Institutionen funktionieren.
            Deshalb ist Inklusion bzw. Güterumverteilung ohne Partizipation nur die halbe Gerechtigkeit.
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